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Sachverhalt:

A.

Am 10. August 2023 entgleiste der Glterzug Nr. 45016 im Gotthard-Basis-
tunnel. Der Unfall fihrte zu erheblichen Schaden an Infrastruktur und Roll-
material sowie zu starken Betriebseinschrankungen durch Reparaturarbei-
ten flr mehr als ein Jahr.

B.

B.a Die Schweizerische Sicherheitsuntersuchungsstelle SUST unter-
suchte dieses Ereignis und veroffentlichte am 22. September 2023 einen
Zwischenbericht. Aufgrund der ersten Untersuchungsergebnisse empfahl
die SUST dem Bundesamt fiir Verkehr BAV, bei der Eisenbahnagentur der
Europaischen Union (European Union Agency for Railways; nachfolgend:
ERA) die Einleitung eines Verfahrens des Joint Network Secretariat (JNS)
zu beantragen (Sicherheitsempfehlung Nr. 184). Dieses zielt auf eine EU-
weite Harmonisierung der Massnahmen ab, die nach Auftreten eines Prob-
lems im europaischen Eisenbahnverkehr, z.B. nach einem Unfall, ergriffen
werden. Unterschieden wird zwischen dem dringlichen Verfahren («urgent
procedure») mit dem Ziel, kurzfristige harmonisierte Massnahmen zur Ri-
sikominderung zu entwickeln, in erster Linie um die Sicherheit und die In-
teroperabilitdt — die Eignung des Eisenbahnsystems fir den durchgehen-
den Zugverkehr — zu gewahrleisten, sowie dem normalen Verfahren («nor-
mal procedure») mit dem Zweck, harmonisierte mittel- und langfristige
Massnahmen zu entwickeln, um das Problem in effizienter und nachhalti-
ger Weise endgultig zu l6sen (vgl. die Informationen unter www.era.eu-
ropa.eu > domains > Joint Network Secretariat, besucht am 11. August
2026).

Das BAV kam der Empfehlung der SUST in der Folge nach und reichte
einen Antrag auf Durchflihrung eines normalen Verfahrens bei der ERA ein.

B.b Das JNS verdffentlichte am 11. Juli 2024 seinen Abschlussbericht
(JNS report Accident Gotthard base tunnel — broken wheels; Uberarbeitet
am 4. April 2025), der unter Mitwirkung von Vertretern der nationalen Si-
cherheitsbehérden und des Eisenbahnsektors (Group of Representative
Bodies) zustande kam. Er enthalt Empfehlungen zu risikobegrenzenden
Massnahmen flir bestimmte Typen von Radsatzen, darunter intensivere
Sichtprifungen der Rader auf Risse und die Erhéhung des minimalen Rad-
satzdurchmessers auf 864 mm fir laufflachengebremste Radsatztypen,
die mit dem im Gotthard beim Unfall gebrochenen Radsatztyp vergleichbar
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sind. Der Mindestdurchmesser betrifft Radsatze, die fur Glterwagen mit
einer Nenn-Radsatzlast von mehr als 20 t im Einsatz sind.

B.c Mit Schreiben vom 6. September 2024 wies das BAV die in der
Schweiz tatigen Eisenbahnverkehrsunternehmen im Guterverkehr (nach-
folgend auch: EVU), die Infrastrukturbetreiberinnen sowie die Halter von
Guterwagen und fur die Instandhaltung der Wagen verantwortlichen Stel-
len (nachfolgend auch: ECM [Entities in Charge of Maintenance]) an, die
im JNS-Bericht empfohlenen Massnahmen umzusetzen. Am 13. Marz
2025 empfahl das BAV den genannten Akteuren, die Massnahmen auf wei-
tere Radsatze zu erweitern.

C.

Am 27. Mai 2025 veréffentlichte die SUST ihren Abschlussbericht zum Un-
fall im Gotthard-Basistunnel. Die SUST hielt im Bericht als Ursache der
Entgleisung einen Bruch der Radscheibe als Folge einer thermischen
Uberbelastung der Radlaufflache fest, wobei sich Risse iiber einen lange-
ren Zeitraum gebildet hatten. Weiter formulierte sie drei Sicherheitsemp-
fehlungen zu Handen der ERA.

Die SUST empfahl der ERA erstens, die ECM aufzufordern, die von der
JNS vorgeschlagenen Massnahmen zur Risikobegrenzung im Betrieb auf
alle Radsatztypen, die mit Verbundstoffbremssohlen gebremst werden, zu
erweitern (Empfehlung Nr. 205); zweitens, die ECM aufzufordern, die In-
standhaltungsvorgaben fir Radsatze, die mit Verbundstofforemssohlen
gebremst werden, betreffend Intervall und Methodik anzupassen (Empfeh-
lung Nr. 206), und drittens, eine Studie Uber den Einfluss von Verbundstoff-
bremssohlen auf die thermischen Beanspruchungen der Rader in Auftrag
zu geben (Empfehlung Nr. 207). Dem BAV empfahl die SUST in Bezug auf
bestimmte Weichen, eine Bewertung und allfallige Reduktion des Risikos
der mechanischen Beschadigung zu veranlassen (Empfehlung Nr. 208).

D.

Am 2. Juni 2025 erliessen die Schweizerischen Bundesbahnen SBB, die
als Eisenbahnverkehrsunternehmen (SBB Cargo AG) Guterwagen im Ei-
gentum der Wagenhalter beférdern, eine Medienmitteilung. Laut dieser un-
terstltzen die SBB die von der SUST empfohlenen Massnahmen. Bis zum
Erlass behdrdlicher Massnahmen zu Modernisierung und Unterhalt wirden
die SBB schrittweise aus dem Transport von Guterwagen mit LL-Brems-
sohlen (Low-noise-low-friction-Bremssohlen) aus Verbundstoff aussteigen.

Seite 3



A-8992/2025, A-7816/2025, A-7842/2025

Zudem stellten die SBB in Aussicht, die Glterwagen intensiver zu kontrol-
lieren, um sichtbare Mangel zu erkennen.

E.

E.a Am 26. Juni 2025 flhrte das BAV einen ersten «runden Tisch» mit Akt-
euren der Branche zur Diskussion moglicher Massnahmen durch. Diese
wurden aufgefordert, die aus ihrer Sicht mdglichen und sinnvollen kurz-
sowie mittelfristigen Massnahmen zur Verbesserung der Sicherheit im Gu-
terverkehr einzubringen.

E.b Am 7. August 2025 hielt das BAV einen zweiten runden Tisch mit Akt-
euren der Branche ab. Es wurden die von diesen eingereichten Massnah-
menvorschlage und ein vom BAV erarbeiteter Losungsweg mit verschiede-
nen Massnahmen diskutiert.

F.
Mit Verfugung vom 11. September 2025 erliess das BAV mehrere Mass-
nahmen im Zusammenhang mit der Sicherheit von Guterwagen.

Insbesondere ordnete das BAV an, dass Guterwagen mit bestimmten lauf-
flachengebremsten Radsatztypen einen minimalen Radsatzdurchmesser
von 864 mm aufweisen missen und andernfalls der Instandhaltung zuzu-
fuhren sind. Ebenfalls ordnete es flr laufflachengebremste Radsatze mit
Verbundstofforemssohlen eine wagentechnische Untersuchung durch die
instandhaltungsverantwortlichen ECM nach definierten Untersuchungsin-
tervallen an, um den Mindestdurchmesser und die vollstandigen Radsatze
auf Risse und thermische Uberbelastung zu tiberpriifen. Die EVU verpflich-
tete das BAV zu einer Klangprobe (Hammertest) an den Radséatzen inner-
halb der technischen Zuguntersuchung. Weiter verfligte das BAV, dass die
Umsetzung der Massnahmen unverzlglich zu beginnen hat und spates-
tens ab dem 31. Dezember 2025 erfolgt sein soll.

Das BAV versandte die Verfigung an betroffene Unternehmen per E-Mail
und publizierte sie zudem auf seiner Webseite (abrufbar unter:
www.bav.admin.ch > «BAV beschliesst Sicherheitsmassnahmen fir den
Schienenguterverkehry, besucht am 11. August 2026).

G.

G.a Im Nachgang zum Versand der Verflgung fanden Gesprache mit Be-
teiligten der Branche statt, aus denen das BAV neue Erkenntnisse hinsicht-
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lich der Umsetzbarkeit der Massnahmen, insbesondere betreffend die wa-
gentechnische Untersuchung, erlangte.

G.b Mit Verfiigung vom 9. Oktober 2025 passte das BAV die Umsetzungs-
frist fir die Massnahme der wagentechnischen Untersuchung an und ver-
langerte diese Frist bis am 31. Dezember 2026.

H.

Die X. GmbH (nachfolgend: Beschwerdefuhrerin) erhob am
10. Oktober 2025 gegen die Verfligungen des BAV (nachfolgend:
Vorinstanz) vom 11. September 2025 und vom 9. Oktober 2025 zwei Be-
schwerden beim Bundesverwaltungsgericht (Verfahren A-7816/2025 und
A-7842/2025).

Zur Begrindung brachte sie im Kern vor, die Vorinstanz sei nicht zustandig,
die Massnahmen zu verfugen. Diese verletzten Uberdies die staatsvertrag-
lichen Verpflichtungen der Schweiz zur Interoperabilitat, die den europa-
weit grenzuberschreitenden Einsatz von Fahrzeugen gewahrleiste. Sie
seien zudem unverhaltnismassig und verletzten die verfassungsmassige
Wirtschaftsfreiheit. Es fehle an der Eignung und Erforderlichkeit, um die
Sicherheit als das fir alle Beteiligten oberste Ziel zu gewahrleisten. Die
Vorinstanz habe den relevanten Sachverhalt unvollstdndig und fehlerhaft
ermittelt sowie ohne ausreichende wissenschaftliche Grundlage verfugt.
Die Experten des JNS hatten hingegen ausflhrlich dargelegt, dass alter-
native, international koordinierte Massnahmen als mildere, deutlich weni-
ger kostenintensive Mittel in Betracht fielen oder gestutzt auf weitere wis-
senschaftliche Studien erarbeitet werden sollen, so in Bezug auf die Inter-
valle und Methodik der Instandhaltung der Wagen. Verglichen mit den vom
JNS empfohlenen Massnahmen flihrten jene der Vorinstanz laut der Schat-
zung des JNS europaweit zu jahrlichen Mehrkosten von rund 500 Mio.
EUR bis 1'000 Mio. EUR. Die Massnahmen der Vorinstanz stinden zudem
in einem unzumutbaren Verhaltnis zum angestrebten Zweck, weil sie innert
den gesetzten Fristen nicht umsetzbar seien und nicht in Relation zu den
Kostenfolgen stiinden. Die verfligbaren Kapazitaten in den Werkstatten,
beim Fachpersonal und bei den Lokomotiven, welche die Giterwagen in
die Werkstatten flhren, reichten bei weitem nicht aus, um die Anforderun-
gen zu erflllen. Tausende Wagen mussten in kurzer Zeit gewartet oder
umdisponiert werden. Im Gegensatz zu den Empfehlungen des JNS seien
die Unternehmen gezwungen, Millionenbetrage in die Wartung auch von
Guterwagen zu investieren, von denen kein besonderes Risiko ausgehe.
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L.

Ebenfalls am 10. Oktober 2025 erhoben weitere Gesellschaften eine ge-
meinsame Beschwerde gegen die Verfligung vom 11. September 2025
Uber welche das Bundesverwaltungsgericht in demselben Zeitpunkt ent-
scheidet (Verfahren A-7839/2025, vereinigt mit A-8986/2025).

J.

Mit Zwischenverfigung vom 14. Oktober 2025 wies das Bundesverwal-
tungsgericht das Gesuch der Beschwerdefihrerin um superprovisorische
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde ab.

K.

Mit Verfligung vom 23. Oktober 2025 hob die Vorinstanz ihre Verfligungen
vom 11. September 2025 und vom 9. Oktober 2025 wieder auf (Dispositiv-
Ziffer 1). Im Weiteren ordnete sie erneut Sicherheitsmassnahmen an (Dis-
positiv-Ziffern 2-5). Sie anderte die Massnahme der wagentechnischen
Untersuchung teilweise ab. Diese soll sich neu ausschliesslich nach der
zuruckgelegten Strecke des Guterwagens richten und nicht mehr spates-
tens nach einem Jahr zusatzlich vorgeschrieben sein (Dispositiv-Ziffer 4).
Der Inhalt der anderen Massnahmen blieb unverandert. Wiederum ver-
fugte die Vorinstanz, dass die Umsetzung der Massnahmen unverziglich
zu beginnen hat, jedoch spatestens ab dem 31. Dezember 2025 — dieje-
nige der wagentechnischen Untersuchung ab dem 31. Dezember 2026 —
erfolgt sein soll (Dispositiv-Ziffern 6 und 7).

Allfélligen Beschwerden entzog die Vorinstanz erneut die aufschiebende
Wirkung (Dispositiv-Ziffer 8). Die Einfihrung der Massnahmen dulde kei-
nen Aufschub, da das Risiko weiterer Radbruiche zeitnah zu reduzieren sei.
Weiter erlauterte die Vorinstanz das Verhaltnis der Verfigung zu ihren
friheren Anweisungen und Empfehlungen (vorne, Bst. B.c), verzichtete auf
eine Gebuhr und hielt fest, dass die Verfligung publiziert werden kénne
(Dispositiv-Ziffern 9—13).

Wiederum Ubermittelte das BAV die Verfuigung betroffenen Unternehmen
per E-Mail und verdffentlichte sie auf der Webseite (zuganglich unter:
www.bav.admin.ch > «BAV justiert Sicherheitsmassnahmen fiir den Schie-
nenguterverkehr» > Dokumentation, besucht am 11. August 2026).

L.
Auch gegen diese Verfligung gelangte die Beschwerdeflihrerin am 21. No-
vember 2025 mit Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht (Verfah-
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ren A-8992/2025). Sie beantragt wie in den Beschwerden zuvor die Fest-
stellung der Nichtigkeit der Verfiigung und eventualiter deren Aufhebung.

M.

Mit Zwischenverfiigung vom 24. November 2025 hiess das Bundesverwal-
tungsgericht das Gesuch der Beschwerdeflihrerin um Wiederherstellung
der aufschiebenden Wirkung gut.

N.

Am 19. Dezember 2025 aktualisierte das JNS seinen Abschlussbericht und
publizierte darin Empfehlungen flr europaweit harmonisierte Risikokon-
trollmassnahmen (zuganglich unter www.era.europa.eu > domains > Joint
Network Secretariat). Diese beinhalten, neben dem erwahnten Mindestrad-
durchmesser von 864 mm flir Radsatze des Typs BA004 und vergleichbare
Typen, fur diese Radsatze unter anderem verstarkte Prifmassnahmen bei
der planmassigen Instandhaltung. Sie umfassen zudem ab dem 1. Februar
2026 eine Sichtprufung klotzgebremster Rader zur Feststellung von Rissen
und Anzeichen thermischer Uberbelastung sowie eine zusatzliche Ham-
merprufung (Klangprobe) bei eingeschrankter Sichtbarkeit des Radkran-
zes bzw. Radstegs, und zwar bei jeder Behandlung des Wagens durch die
ECM in oder ausserhalb einer Werkstatt. Wahrend der Ubergangsfrist zur
Einhaltung des Mindestdurchmessers bis Ende 2028 sehen die Empfeh-
lungen ab dem 1. Februar 2026 unter anderem eine Sichtprifung der Ra-
der alle 50'000 km vor (Folien 42 ff.). Sodann stellte das JNS weitere Ab-
klarungen und die Evaluation der Anderungen von Vorschriften in Aussicht.

Mit Schreiben vom 19. Februar 2026 teilte die ERA dem BAV mit, dass Ak-
teure, welche die Empfehlungen nicht anwenden, gegentber den nationa-
len Sicherheitsbehérden nachzuweisen hatten, dass sie mit anderen
Massnahmen mindestens denselben Sicherheitsstandard erreichen.

0.
Mit Vernehmlassung vom 23. Januar 2026 beantragt die Vorinstanz die Ab-
weisung der Beschwerden.

Zudem flhrte die Vorinstanz aus, dass sie erneut beabsichtige, ihre Verfi-
gung in Bezug auf die Massnahme nach Dispositiv-Ziffer 2 (Thermostabili-
tat) anzupassen und die Empfehlungen des JNS zu tGbernehmen (Rz. 45).

P.
Mit Verfigung vom 29. Januar 2026 wurden die Beschwerdeverfahren
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A-7816/2025, A-7842/2025 und A-8992/2025 vereinigt und unter der Ver-
fahrensnummer A-8992/2025 weitergefihrt.

Q.

Am 15. April 2026 reichte die Beschwerdefiihrerin Schlussbemerkungen
ein und hielt an ihren Begehren und Standpunkten fest. Sie fihrte zudem
aus, dass die vorgeschlagenen Massnahmen des JNS, soweit ihre Giter-
wagen betroffen seien, bereits implementiert wirden.

R.

Mit Medienmitteilung vom 12. Mai 2026 teilten die SBB mit, dass vor dem
Gotthard-Basistunnel an mehreren Stellen Entgleisungsdetektoren instal-
liert und in Betrieb genommen worden seien.

S.

Am 7. August 2026 aktualisierte das JNS seinen Abschlussbericht erneut
und verscharfte die Empfehlungen (abrufbar unter www.era.europa.eu >
domains > Joint Network Secretariat, besucht am 17. August 2026).

T.

Auf die weiteren Vorbringen der Parteien und die eingereichten Aktenstu-
cke wird, soweit entscheidwesentlich, in den nachfolgenden Erwagungen
eingegangen.

Das Bundesverwaltungsgericht zieht in Erwagung:

1.

Das Bundesverwaltungsgericht beurteilt gemass Art. 31 des Verwaltungs-
gerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005 (VGG, SR 173.32) Beschwerden ge-
gen Verfigungen nach Art. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom
20. Dezember 1968 (VWVG, SR 172.021), sofern keine Ausnahme nach
Art. 32 VGG gegeben ist. Es ist zunachst zu prifen, ob es sich um ein zu-
Iassiges Anfechtungsobjekt handelt.

1.1 Die Beschwerdefihrerin beantragt im Hauptbegehren, es sei festzu-
stellen, dass die Verfligungen betreffend Massnahmen im Zusammenhang
mit der Sicherheit von Guterwagen nichtig seien. Zur Begriindung macht
sie zusammenfassend geltend, die Verfligungen fielen nicht in die Zustan-
digkeit der Vorinstanz und seien ohne gesetzliche Grundlage ergangen,
weshalb sie keine Wirkungen entfalten konnten.
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1.2

1.2.1 Ein nichtiger Rechtsakt entfaltet keine Rechtswirkungen. Die Recht-
sprechung des Bundesgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts geht
daher Uberwiegend davon aus, dass auf eine Beschwerde gegen eine nich-
tige Verfligung mangels eines tauglichen Anfechtungsobjekts nicht einzu-
treten ist, die Nichtigkeit der Verfligung jedoch im Dispositiv festzustellen
ist (BGE 136 11415 E. 1.2; 132 11 342 E. 2.3; Urteil des BVGer A-5490/2022
vom 12. Marz 2024 E. 2.2.2 m.H.; anders Urteil des BGer 9C_496/2023
vom 29. Februar 2024 E. 7.1.1, diesem zustimmend MATTHIAS KRADOLFER,
Nichtige Verfigungen im o6ffentlichen Verfahrensrecht, AJP 2025, 665 ff.,
669; offen lassend Urteil des BGer 2C_159/2024 vom 23. Januar 2025
E. 5.2.3).

1.2.2 Entscheide sind, auch wenn sie fehlerhaft ausfallen, in der Regel nur
anfechtbar. Nichtigkeit einer Verfugung wird nur ausnahmsweise ange-
nommen, wenn der ihr anhaftende Mangel besonders schwer ist, wenn er
sich als offensichtlich oder zumindest leicht erkennbar erweist und die
Rechtssicherheit durch die Annahme der Nichtigkeit nicht ernsthaft gefahr-
det wird (BGE 150 1 244 E. 4.2.1, BGE 138 11 501 E. 3.1). Als Nichtigkeits-
grunde fallen vorab funktionelle und sachliche Unzusténdigkeit einer Be-
hoérde sowie schwerwiegende Verfahrensfehler in Betracht (BGE 137 | 273
E.3.1,BGE 1321121 E. 3.1, BGE 13211 342 E. 2.1).

1.2.3 Die Beschwerdefuhrerin rigt, eine Allgemeinverfligung, wie sie vor-
liegend zu beurteilen sei, erfordere wie eine Individualverfligung eine ge-
setzliche Grundlage. Die in der angefochtenen Verfugung aufgeflhrten
Bestimmungen — Art. 10 des Eisenbahngesetzes vom 20. Dezember 1957
(EBG, SR 742.101), Art. 12 EBG, 17 Abs. 4 EBG, Art. 17b EBG, Art. 19
EBG und Art. 89 EBG sowie die Art. 5j und Art. 9 der Eisenbahnverordnung
vom 23. November 1983 (EBV, SR 742.141.1) — enthielten keine Kompe-
tenz der Vorinstanz, gesetzes- oder verordnungsahnliche Vorschriften im
Bereich der Wartung von Guterwagen und zum Durchmesser von Radsatz-
typen zu erlassen. Die Bestimmungen seien auch nicht hinreichend be-
stimmt, um die sachliche Zustandigkeit der Vorinstanz zur Anordnung der
verfugten Massnahmen zu begriinden. Diese legten unmittelbar verbind-
lich in generell-abstrakter Weise Pflichten fest und seien deshalb rechts-
setzend. Die Vorinstanz sei als Aufsichtsbehoérde lediglich zur Aufsicht bzw.
Uberwachung der Einhaltung von Vorschriften zustandig. Fir den Erlass
von Normen sei hingegen der Gesetzgeber oder — bei einer gesetzmassi-
gen Delegation — der Verordnungsgeber zustandig. Selbst wenn eine ent-
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sprechende Kompetenz der Vorinstanz bestiinde, seien gemass Art. 164
Abs. 1 der Bundesverfassung (BV, SR 101) wichtige Bestimmungen wie
die angeordneten Massnahmen in Form einer formell-gesetzlichen Grund-
lage zu erlassen. Die Massnahmen stellten einen starken Eingriff in die
Rechtsstellung der Adressaten dar und hatten weitreichende Konsequen-
zen fiur die betroffenen Unternehmen. Die Massnahmen hatten somit nicht
verfugt, sondern vom Gesetzgeber unter Beachtung der staatsvertragli-
chen Verpflichtungen erlassen werden muissen. Verfligungen einer nicht
zustandigen Behdrde ohne Rechtsgrundlage hatten keinen Bestand. Die
fehlende Zustandigkeit sei fir die Betroffenen zudem ohne weiteres er-
kennbar, da das Vorgehen der Vorinstanz von der staatsvertraglich vorge-
sehenen etablierten Praxis der europaischen Koordination abweiche. Wei-
ter werde die Rechtssicherheit beim Wegfall der Verfligung nicht gefahrdet,
da die aktuellen Vorschriften weiter gelten wirden, kein dringlicher Hand-
lungsbedarf bestehe und die internationalen Behérden daran seien, die Si-
cherheit im europédischen Schienenguterverkehr mit geeigneten Mass-
nahmen weiter zu starken. Aus diesen Griinden sei die Verfligung nichtig.

1.2.4 Die Vorinstanz fihrt zur Zustandigkeit aus, sie sei als Aufsichtsbe-
hoérde befugt, Massnahmen zur Gewahrleistung der Sicherheit zu erlassen.
Sie Uberwache die Einhaltung der Sicherheitsanforderungen risikoorien-
tiert. Der Aufsicht unterstiinden alle Unternehmen, denen das EBG beim
Bau, Betrieb und bei der Instandhaltung der Eisenbahnen Verantwortlich-
keiten zuweise. Dazu gehdrten neben den Infrastrukturbetreiberinnen und
Eisenbahnverkehrsunternehmen auch die Halter von Giterwagen und die
fur die Instandhaltung verantwortlichen Personen. lhre Aufsicht betreffe
nicht nur die Erteilung und den Entzug von Genehmigungen, sondern auch
die Aufsicht Uber den sicheren Betrieb der Eisenbahn mit Fahrzeugen auf
dem Gebiet der Schweiz, und zwar unabhangig davon, ob diese von ihr
selbst, von auslandischen (nationalen) Aufsichtsbehérden oder der ERA
zugelassen worden seien. Sie sei befugt, Massnahmen zu treffen, die bis
hin zur Aufhebung von Beschlissen von Organen oder Dienststellen der
Eisenbahnunternehmen gemass Art. 12 EBG reichten. Sie dirfe bei jedem
Rechtsverstoss einschreiten, insbesondere, wenn der sichere Betrieb nicht
gewahrleistet werde.

1.2.5 Als anfechtbare Verfigungen im Sinne von Art. 5 VWVG gelten indi-
viduell-konkrete, autoritative und einseitige Anordnungen der Behorde, die
in Anwendung von Verwaltungsrecht ergangen, auf Rechtswirkungen aus-
gerichtet sowie verbindlich und erzwingbar sind. Die Verfligung richtet sich
demnach als Einzelakt (individuell) an eine Einzelperson oder an eine
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bestimmte Anzahl von Adressatinnen und Adressaten und regelt eine kon-
krete Rechtsbeziehung in rechtsgestaltender oder -feststellender Weise
(vgl. BGE 139 V 143 E. 1.2; BGE 141 1l 233 E. 3.1). Demgegenuber sind
Erlasse (Rechtssatze) Anordnungen genereller und abstrakter Natur, die
fur eine unbestimmte Vielzahl von Menschen gelten und eine unbestimmte
Vielheit von Tatbestanden regeln, ohne Riicksicht auf einen bestimmten
Einzelfall oder eine Person (BGE 147 11 300 E. 2.1; BGE 135 1l 38 E. 4.3).
Eine Beschwerde gegen generell-abstrakte Erlasse sieht das VGG nicht
vor. Das Bundesverwaltungsgericht kann Erlasse — z.B. Verordnungen des
Bundesrats oder seiner Departemente — keiner abstrakten Normenkon-
trolle unterziehen, sondern diese nur akzessorisch bzw. vorfrageweise im
einzelnen Anwendungsfall auf Gesetz- und Verfassungsmassigkeit hin
Uberprifen (Urteil des BGer 9C_575/2022 vom 5. Juli 2023 E. 4.2.2 m.H.;
BVGE 2011/61 E. 5.4.2.1; Urteil des BVGer C-2288/2021 vom 3. Novem-
ber 2022 E. 2.4). Sowohl der Begriff des Erlasses als auch derjenige der
Verfligung ist in einem materiellen Sinn zu verstehen; ausschlaggebend ist
nicht die Bezeichnung oder die Form, sondern, ob der angefochtene Ho-
heitsakt rechtsetzenden Charakter hat (vgl. BGE 147 1l 300 E. 2 Ingress;
BGE 135 1l 328 E. 2.1; Urteil des BGer 9C_398/2025 vom 16. Dezember
2025 E. 2.1.3) bzw. die erforderlichen Strukturmerkmale einer Verfligung
aufweist (BGE 143 Il 268 E. 4.2.1; Urteile des BGer 2C_489/2023 vom
21. Januar 2025 E. 9.5 und 2C_854/2016 vom 31. Juli 2018 E. 4.1).

Zwischen Rechtssatz und Verfigung steht die Allgemeinverfligung. Diese
regelt zwar einen konkreten Sachverhalt, richtet sich aber nicht (wie eine
Individualverfiigung) an bestimmte Personen, sondern an einen grosseren
nicht individuell bestimmten Adressatenkreis, der offen (unbestimmt) oder
geschlossen (nach spezifischen Merkmalen bestimmbar) sein kann. Allge-
meinverfligungen werden in ihrer Anfechtbarkeit grundsatzlich den ge-
wohnlichen Verfigungen gleichgestellt. Sie werden zumindest dann wie
Verfigungen behandelt, wenn sie ohne konkretisierende Anordnung einer
Behdrde angewendet und vollzogen werden kénnen (zum Ganzen BGE
147 11300 E. 2.2; BGE 139 V143 E. 1.2; BGE 134 11 272 E 3.2; BVGE 2020
V/2 E. 1.4 f. m.H.). Sie charakterisieren sich durch die direkte Anwendbar-
keit flr eine mdgliche Mehrzahl von Betroffenen aufgrund einer genligend
konkreten Tatbestandserfassung, ohne dass es eines weiteren umsetzen-
den Hoheitsaktes bedarf (BGE 134 Il 272 E. 3.2). Der zu regelnde Sach-
verhalt muss hinlanglich konkretisiert sein; es muss klar sein, welche
Rechte und/oder Pflichten begriindet, geandert, aufgehoben oder festge-
stellt werden sollen (BGE 151 | 19 E. 6.1). Die Abgrenzung der Allgemein-
verfigung zu anderen Handlungsformen, vorab der Verordnung, gestaltet
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sich bisweilen komplex, da sich das Strukturmerkmal «konkret» teilweise
nicht leicht von einer abstrakten Anordnung unterscheiden lasst (vgl. DA-
NIELA THURNHERR, Allgemeinverfigungen im Kontext von Covid-19, in:
Arthur Brunner et al. [Hrsg.], nomois peithou — gehorche den Gesetzen,
Liber amicorum flir Hansjorg Seiler, 2022, S. 337 ff., 341).

1.2.6 Handelte es sich beim angefochtenen Hoheitsakt der Vorinstanz um
einen Erlass mit rechtssetzenden Bestimmungen (vgl. Art. 164 Abs. 1 BV),
wie die Beschwerdeflhrerin vorbringt, kdnnte nicht auf die vorliegende Be-
schwerde eingetreten werden (zur Bedeutung der Abgrenzung zwischen
Erlass und Allgemeinverfliigung als «Rechtsschutzschleuse» auch BERN-
HARD EHRENZELLER, Kommentar zum Urteil des BGer 1C_109/2022 vom
28. August 2023, ZBI 2025 255, 261). Da das Bundesverwaltungsgericht
keine abstrakte Kontrolle von Rechtssatzen vornehmen kann (Art. 31
VGG) und diese nur im Rahmen eines konkreten Anwendungsfalls auf
Rechtmassigkeit beurteilen darf (E. 1.2.5), musste die Beschwerdeflihrerin
(sowie jedes andere betroffene Unternehmen) eine Verfiigung in einem in-
dividuell-konkreten Fall erwirken und diese wiederum anfechten, um effek-
tiven Rechtsschutz zu erlangen, was ihrem und dem Interesse der Vor-
instanz an einer zeitnahen Klarung der sicherheitsrelevanten Streitigkeit
abtraglich ware. Bei der Frage der Anfechtbarkeit darf unter anderem dem
Rechtsschutzbediirfnis Rechnung getragen werden (vgl. BGE 138 | 6
E. 1.2; Urteile des BVGer A-4699/2015 vom 11. April 2016 E. 4.1 in fine
und A-1725/2015 vom 8. Juni 2015 E. 2.1).

Der angefochtene Hoheitsakt der Vorinstanz richtet sich nicht an eine un-
bestimmte Vielzahl von Personen und wurde zudem nicht — einem Erlass
gleich —in der Amtlichen Sammlung mit den dadurch entstehenden Rechts-
wirkungen verdffentlicht (vgl. Art. 2 und Art. 8 des Publikationsgesetzes
vom 18. Juni 2004 [PublG, SR 170.512]). Der Adressatenkreis geht viel-
mehr explizit aus dem Titelblatt und den Erwagungen der Vorinstanz
(Ziff. 11.A.2) hervor. Demnach richten sich die Massnahmen erstens an die
Schweizerischen Eisenbahnverkehrsunternehmen im Guterverkehr, die
Uber eine Netzzugangsbewilligung und/oder eine Sicherheitsbescheini-
gung nach Art. 8¢ EBG verfiigen, zweitens an Unternehmen, die als Fahr-
zeughalter von Guterwagen uber einen Eintrag im Register der zugelasse-
nen Fahrzeuge gemass Art. 17a EBG verfligen (zur Betriebsbewilligung
Art. 17a Abs. 2 EBG) sowie, drittens, an Unternehmen, die in diesem Re-
gister gemass Art. 17b EBG als fur die Instandhaltung der zugelassenen
Fahrzeuge verantwortliche Personen eingetragen wurden. Es handelt sich
danach um einen grésseren, aber nach erteilten Bewilligungen und Regis-
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tereintragen definierten Adressatenkreis. Dieser ist als generell im Sinne
eines bestimmbaren Personenkreises zu erachten, da er Geltung zumin-
dest auch fir kinftig eingetragene Halter und Instandhaltungsverantwortli-
che beansprucht. Lediglich indirekt wirken sich die Massnahmen hingegen
fur weitere Unternehmen aus, etwa indem sie sich in relevanten Rechtsbe-
ziehungen mit direkt verpflichteten EVU befinden, die Glterwagen auf dem
Schweizer Normalspurnetz befordern (vgl. Ziff. 11.B.18 der Erwagungen).

Fraglich ist, ob die angefochtenen Massnahmen hinreichend konkret sind
und entsprechend einer Allgemeinverfiigung zu Uberprifen sind. Die Vorin-
stanz hat als Massnahmen der Sicherheit von Glterwagen im Wesentli-
chen angeordnet («verfligt»), dass die Radsatztypen von bestimmten lauf-
flachengebremsten Radsatzen (BA004, BA390, Db-004sa, RI025, R32,
BA304, BA303, RI101 und BA0O05) einen bestimmten minimalen Radsatz-
durchmesser von 864 mm haben mussen. Weiter hat die fur die Instand-
haltung verantwortliche Stelle eine wagentechnische Untersuchung der
Radsatze, d.h. eine visuelle Prifung mit detailliert aufgelistetem Mindestin-
halt und eine Klangprobe, nach definierten Untersuchungsintervallen
durchzufiihren. Die Intervalle sind fir die Radsatze (mit Nennmass von
920 mm; Bremssohlentypen LL und K) nach bestimmten Kilometerleistun-
gen (50'000 km, 100'000 km und 200.000 km) und nach einem bestimmten
Radsatzdurchmesser (kleiner, grosser oder gleich 880 mm) festgelegt. Flr
die Befoérderung der Glterwagen durch die EVU ist ein Nachweis der Un-
tersuchung erforderlich. Diese werden zudem zu einer Klangprobe bei der
Zuguntersuchung verpflichtet. Diese einzelnen Massnahmen regeln im
Kern mehrere, aber hinreichend konkretisierte Sachverhalte (exakte Min-
destdurchmesser sowie genau bestimmte Untersuchungsintervalle und -
inhalte fur bestimmte Radsatztypen), wenn auch einzelne Teilpassagen
des Dispositivs relativ abstrakt formuliert sind. Sie umschreiben klar, wel-
che Pflichten fur die betroffenen Unternehmen begriindet werden, und kén-
nen ohne konkretisierende Anordnung einer Behérde angewendet und voll-
zogen werden, was die Beschwerdefihrerin nicht in Abrede stellt. Die
Massnahmen richten sich wie erwahnt an die im Register der zugelasse-
nen Fahrzeuge eingetragenen Wagenhalter und ECM. Im Register sind
ihnen konkrete einzelne Fahrzeuge mit Fahrzeug- und Genehmigungs-
Nummern zugeordnet (Beschwerde-Beilage 4; Register zuganglich unter:
www.bav.admin.ch > Verkehrsmittel > Eisenbahn > Fachinformationen >
Eisenbahn-Fahrzeugregister; besucht am 11. August 2026). Diese Grinde
legen unmittelbare Anfechtbarkeit im Sinne einer Allgemeinverfiigung
nahe.
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Die Vorinstanz hat die angefochtenen Massnahmen den genannten Unter-
nehmen, darunter der Beschwerdefiihrerin, wie auf dem Titelblatt vermerkt,
per E-Mail mitgeteilt. Damit wurden die Massnahmen weder in der grund-
satzlich fur Individualverfligungen gebotenen Schriftlichkeit (Art. 34 Abs. 1
VwWVG) erlassen noch als Allgemeinverfigung im Bundesblatt publiziert
(vgl. Art. 36 Bst. d VwVG), mithin nicht in einer der vom VwVG vorgesehe-
nen Formen erdffnet. Allfallige Form- bzw. Eréffnungsmangel fihren indes
weder zum Wegfall des Verfigungscharakters (Urteil des BGer
9C_575/2022 vom 5. Juli 2023 E. 4.2.1; BVGE 2020 V/2 E. 1.3.2) noch
ohne weiteres zur Nichtigkeit der Verfligung. Fir letzteres ist massgebend,
ob die betroffene Partei durch den Eréffnungsmangel tatsachlich irrege-
fuhrt und benachteiligt worden ist (vgl. Art. 38 VwVG; BGE 144 Il 401
E. 3.1; Urteil des BVGer A-577/2025 vom 27. Juni 2025 E. 3.2.2). Das ist
nicht der Fall. Die mit der Eréffnung bezweckte Mdglichkeit des Rechts-
schutzes wurde vorliegend ohne nichtigkeitsbegriindende Nachteile ver-
wirklicht, zumal die Vorinstanz — neben der Mitteilung per E-Mail — die
Massnahmen mit Medienmitteilung auf ihrer Webseite veréffentlicht und
auf die jeweilige «Verfigung» mit der enthaltenen Rechtsmittelbelehrung
hingewiesen hat (vorne, Bst. F und K).

1.2.7 Die angefochtenen Massnahmen sind demnach hinsichtlich der An-
fechtbarkeit als Allgemeinverfliigung zu behandeln, tber deren Rechtmas-
sigkeit im Beschwerdeverfahren entschieden werden kann.

1.3 Weiter zu prifen ist, ob die Vorinstanz nach den eisenbahnrechtlichen
Bestimmungen zustandig war, zu verfligen, oder diese, wie die Beschwer-
deflhrerin rugt, dafiir keine hinreichend bestimmte Kompetenz vorsehen.

1.3.1 Das Legalitatsprinzip gebietet, dass sich jede Behdrde innerhalb des
Rahmens ihrer Aufgaben und Kompetenzen halt. Die Zustandigkeit bedeu-
tet das Recht und die Pflicht einer Behorde, in einer bestimmten Sache
tatig zu werden und insbesondere eine Verfligung zu erlassen; die sachli-
che Zustandigkeit ergibt sich in der Regel aus dem anwendbaren Spezial-
gesetz (BGE 141 Il 262 E. 5.2.1). Der Erlass einer vollstreckbaren Allge-
meinverfigung setzt die Verfugungsbefugnis der anordnenden Behdrde
voraus. Fehlt die entsprechende funktionelle und sachliche Zustandigkeit,
leidet die Verfugung an einem schwerwiegenden Mangel, der einen Nich-
tigkeitsgrund darstellt, es sei denn, der verfugenden Behérde komme auf
dem betreffenden Gebiet allgemeine Entscheidungsgewalt zu oder der
Schluss auf die Nichtigkeit wirde sich nicht mit der Rechtssicherheit
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vertragen (BGE 129 V 485 E. 2.3; Urteile des BVGer A-2605/2022 vom
14. Juni 2024 E. 1.3.4 und A-6951/2014 vom 25. August 2016 E. 1.2.1).

1.3.2 Der Bau und der Betrieb der Eisenbahnen unterstehen der Aufsicht
des Bundes (vgl. Art. 87 BV). Art. 10 Abs. 2 EBG legt das BAV als Auf-
sichtsbehdrde fest. Zu seinen Aufgaben als Aufsichtsbehérde gehért unter
anderem die Uberwachung des Betriebs der Eisenbahnen (zum System
der Zustandigkeiten vgl. STUCKELBERGER/HALDIMANN, in: Georg Miuller
[Hrsg.], Verkehrsrecht, Schweizerisches Bundesverwaltungsrecht, Band
IV, 2008, S. 268 ff.). Dies beinhaltet die Aufsicht Gber die Einhaltung der
Sicherheitsvorschriften, unter anderem darlber, dass die Fahrzeuge —zum
Beispiel Giterwagen — nach den Anforderungen der Sicherheit betrieben
und instand gehalten werden (vgl. Art. 17 Abs. 1 EBG, Art. 2 Abs. 1 EBV,
Art. 9 EBV). Die Vorinstanz beaufsichtigt mithin, ob die daflr in erster Linie
verantwortlichen Unternehmen einen sicheren Betrieb gewahrleisten
(vgl. Art. 17 Abs. 4 und Art. 17b Abs. 1 EBG). Fahrzeuge sind so zu planen,
zu erstellen, zu betreiben und instand zu halten, dass ein sicherer, zuver-
Iassiger und verschleissarmer Eisenbahnbetrieb auf der Infrastruktur még-
lich ist (Art. 47 EBV).

Die Regelung gemass Art. 10 Abs. 2 EBG sieht zwar nicht explizit eine Be-
fugnis der Vorinstanz zum Erlass von Verfligungen vor. Dies schliesst je-
doch die Verfugungsbefugnis einer Behorde innerhalb des ihr zugewiese-
nen Aufgabenbereichs nicht aus (vgl. Urteil des BGer 2C_715/2008 vom
15. April 2009 E. 4.5; Urteil des BVGer A-3766/2012 vom 5. August 2013
E. 1.4.1; allgemein flr Aufsichtsbehérden GIOVANNI BIAGGINI, Aufsichts-
recht, in: Biaggini/Haner/Saxer/Schott [Hrsg.], Fachhandbuch Verwal-
tungsrecht 2015, Rz. 19.17, 19.109, 19.113, 19.120 f.). Vielmehr ist die
Vorinstanz aufgrund ihrer gesetzlichen Zustandigkeit zur Aufsicht kompe-
tent, zu den bundesrechtlich geregelten Tatbestanden des sicheren Schie-
nenverkehrs Verfugungen zu treffen (ebenso fir die Aufsicht Uber die Luft-
fahrt: Urteil des BGer 2C_715/2008 vom 15. April 2009 E. 4.5). Die eisen-
bahnrechtlichen Normen zum sicheren Betrieb der Fahrzeuge haben ins-
besondere den Schutz von Personen vor Gefahren und von Sachen vor
Schaden zum Zweck. Sie verwirklichen damit ein 6ffentliches Interesse von
sehr hoher Bedeutung. Es entspricht dem Sinn dieser Bestimmungen, dass
der Vorinstanz das aufsichtsrechtliche Instrument der unmittelbar verbind-
lichen Verfugung zukommt, um Sicherheitsmassnahmen zur (Wieder-)Her-
stellung des sicheren Betriebs als dem gesetzlich gebotenen Zustand zu
erlassen. Die Verfugungsbefugnis ist grundsatzlich erforderlich, um die
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Aufsichtsfunktion — wirksam — zu erflillen und Sicherheitsanforderungen
noétigenfalls effektiv durchsetzen zu kénnen.

Entgegen den Ausflhrungen der Beschwerdeflihrerin wurde die relevante
hoheitliche Verfliigungsbefugnis der Vorinstanz als nationale Aufsichtsbe-
hérde im Ubrigen nicht aufgrund der staatsvertraglichen Beziehungen der
Schweiz und der EU im Bereich des grenziberschreitenden Eisenbahnver-
kehrs auf die europdischen Behorden Ubertragen (vgl. E. 3.3.1 ff. mit den
dort erwahnten Rechtsgrundlagen).

1.3.3 Demnach ergibt sich, dass die Vorinstanz grundséatzlich dafir zustan-
dig ist, (Allgemein-)Verfligungen im betroffenen Bereich zu treffen. Gegen-
stand der Beurteilung in der Sache ist hingegen, ob die Massnahmen recht-
massig erlassen worden sind. Dabei wird zu prifen sein, ob die Vorinstanz
beim Erlass der Allgemeinverfligung die eisenbahnrechtlichen Bestimmun-
gen zur europaweiten Interoperabilitdt von Giterwagen, d.h. zu deren
grenziberschreitendem Einsatz, und die daraus folgenden Einschrankun-
gen und Vorgaben gewahrt hat (E. 3).

1.4 Als Zwischenergebnis erweist sich die Rige der Beschwerdeflhrerin,
die Massnahmen seien nichtig, als unbegrundet. Damit liegt zum einen ein
der Beschwerde unterliegendes Anfechtungsobjekt vor. Zum andern ist das
Hauptbegehren der Beschwerdefiihrerin, es sei die Nichtigkeit der ange-
fochtenen Verfligung festzustellen, abzuweisen.

1.5 Zu beurteilen sind die verbleibenden Sachurteilsvoraussetzungen.

1.5.1 Die Regelung von Art. 48 Abs. 1 VWVG verlangt, dass die Beschwer-
de fuhrende Person durch den angefochtenen Entscheid besonders be-
riihrt ist und ein schutzwiirdiges Interesse an dessen Aufhebung oder An-
derung hat. Allgemeinverfiigungen werden hinsichtlich dieser Legitimati-
onsvoraussetzungen grundsatzlich wie Verfligungen behandelt (Urteil des
BGer 1C_642/2018 vom 10. April 2019 E. 3.3).

1.5.2 Das schutzwirdige Interesse besteht im praktischen Nutzen, der sich
ergibt, wenn Beschwerdefiihrende mit ihrem Anliegen obsiegen und ihre
tatsachliche oder rechtliche Situation dadurch unmittelbar beeinflusst wer-
den kann. Das Rechtsschutzinteresse muss nicht nur bei Einreichen der
Beschwerde, sondern auch im Zeitpunkt des Entscheids noch bestehen.
Fallt es im Laufe des Verfahrens dahin, wird die Sache als erledigt erklart
(BGE 1411114 E. 4.4; BGE 137 1 23 E. 1.3.1; Urteil des BVGer A-615/2023
vom 10. Juli 2024 E. 1.3).
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Mit Verfiigung vom 23. Oktober 2025 hob die Vorinstanz die ebenfalls an-
gefochtenen Verfliigungen vom 11. September 2025 und vom 9. Oktober
2025 mit den darin enthaltenen Massnahmen vollstandig auf (Dispositiv-
Ziffer 1). Soweit die zuvor erlassenen Verfiigungen durch diejenige vom
23. Oktober 2025 ersetzt wurden und somit keine Rechtswirkungen zum
Nachteil der Beschwerdeflhrerin mehr entfalten, ist das vereinigte Be-
schwerdeverfahren aufgrund des weggefallenen Rechtsschutzinteresses
als gegenstandslos abzuschreiben.

1.5.3 Soweit hingegen die angefochtenen Massnahmen nicht mit Verfi-
gung vom 23. Oktober 2025 dahingefallen sind, liegt die Beschwerde-
legitimation weiterhin vor. Die Beschwerdeflihrerin ist im Register der zu-
gelassenen Fahrzeuge gemass Art. 17b EBG fir zahlreiche Glterwagen
als «<ECM-Stelle» eingetragen (vgl. E. 1.2.6) und damit von den Massnah-
men besonders berihrt. Sie hat ein schutzwirdiges Interesse an der Auf-
hebung der Pflichten, die ihr in Bezug auf die von ihr instand zu haltenden
Wagen auferlegt wurden.

1.5.4 Die Sachurteilsvoraussetzungen zur Beurteilung der frist- und form-
gerecht eingereichten Beschwerden (Art. 50 Abs. 1 und Art. 52 VWVG) sind
somit gegeben, soweit das vereinigte Beschwerdeverfahren nicht als ge-
genstandslos abzuschreiben ist.

2.

Das Bundesverwaltungsgericht Uberprift den angefochtenen Entscheid
auf Verletzungen des Bundesrechts — einschliesslich Uberschreitung und
Missbrauch des Ermessens —, auf unrichtige oder unvollstandige Feststel-
lung des rechtserheblichen Sachverhalts und auf Unangemessenheit hin
(Art. 49 VWVG).

3.

Die Beschwerdefihrerin rigt eine Verletzung der staatsvertraglichen Ver-
pflichtungen der Schweiz zur Interoperabilitat der Guterwagen und der um-
setzenden nationalen Eisenbahngesetzgebung.

3.1 Die Beschwerdeflhrerin tragt im Einzelnen vor, das Abkommen vom
21. Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der
Europaischen Gemeinschaft tGber den Giter- und Personenverkehr auf
Schiene und Strasse (Landverkehrsabkommen, SR 0.740.72; nachfolgend
LVA) fordere die Interoperabilitat im Schienenverkehr, indem es technische
und betriebliche Standards harmonisiere und den freien Zugang flr
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Eisenbahnen zum Eisenbahnnetz ermdgliche. Die Harmonisierung erlaube
den grenziberschreitenden Glterwagenverkehr ohne administrative oder
technische Hindernisse. Dies starke den Wettbewerb und die Effizienz,
sondern fiihre auch zu einer Verlagerung des Guterverkehrs auf die
Schiene und integriere die Schweiz in den EU-Eisenbahnmarkt. Die einsei-
tig verfligten Massnahmen der Vorinstanz unterwanderten die europaweite
Interoperabilitdt und gefahrdeten die Versorgungssicherheit der Schweiz.
Sie bewirkten, dass die Wagenhalter den Schweizer Markt nicht mehr be-
dienen kénnten oder, nach den Vorgaben der Vorinstanz, spezifisch gewar-
tete Flotten fiir die Schweiz mit weitreichenden Kostenfolgen schaffen
mussten. Die Wagenhalter kdnnten kaum feststellen, ob einer der von
ihnen vermieteten Guterwagen Gleise in der Schweiz befahre, da die Kun-
den (EVU) Uber die verfigbaren Wagen im Sinne der Interoperabilitat frei
disponierten.

Die Schweiz habe Rechtsvorschriften anzuwenden, die den im LVA aufge-
zahlten Rechtsakten der EU gleichwertig seien. Dazu zahlten die Richtlinie
(EU) 2016/798 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai
2016 Uber Eisenbahnsicherheit (ABI. L 138 vom 26. Mai 2016, S. 102;
nachfolgend Eisenbahnsicherheitsrichtlinie 2016/798) und die Richtlinie
(EU) 2016/797 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai
2016 Uber die Interoperabilitdt des Eisenbahnsystems in der Europaischen
Union (ABI. L 138 vom 26. Mai 2016, S. 44; nachfolgend: Interoperabilitats-
richtlinie 2016/797). Gemass Art. 4 Abs. 1 Bst. b der Eisenbahnsicherheits-
richtlinie 2016/798 sorgten die Mitgliedstaaten der EU und, Uber das LVA
und das Schweizer Recht, auch die Schweiz dafir, Vorschriften auf offene,
nichtdiskriminierende Weise durchzusetzen und die Entwicklung eines ein-
heitlichen Eisenbahnverkehrssystems zu férdern. Die Rechtsgrundlagen
sahen zudem eine enge Zusammenarbeit zwischen den Eisenbahnunter-
nehmen, den Infrastrukturbetreibern, den fir die Instandhaltung zustandi-
gen Stellen und anderen Akteuren, die den sicheren Betrieb potenziell be-
einflussten, vor. Diese hatten gemeinsam die erforderlichen Massnahmen
zu treffen und zu implementieren. Damit solle ein gemeinsames Vorgehen
unter den Staaten und den Akteuren im Markt mit dem Ziel eines europa-
weit interoperablen Eisenbahnnetzwerks sichergestellt werden. Das koor-
dinierte Vorgehen werde sichergestellt, indem die nationalen Behdérden
nach einem Unfall an das JNS der ERA gelangen und dieses mit einem
«dringlichen» oder «normalen Verfahren» mit entsprechenden Abklarun-
gen betrauen kénnten, wie es die Vorinstanz vorliegend auch getan habe.
Die vom JNS empfohlenen Massnahmen gewahrleisteten fir alle Wagen
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im europaischen Schienenguterverkehr ein ausreichendes Sicherheitsni-
veau und wahrten gleichzeitig die Interoperabilitat.

Um die Interoperabilitdt zu gewahrleisten, dirften nationale Vorschriften
gemass der Interoperabilitatsrichtlinie EU 2016/797 grundséatzlich nicht und
nur in bestimmten Fallen eingefiihrt werden. Die Schweiz habe flir das Nor-
malspur-Hauptnetz die technischen Spezifikationen flir die Interoperabilitat
der EU (TSI) mit den Anforderungen an den grenziiberschreitenden Ver-
kehr Gbernommen. Umfasst davon seien auch die Guterwagen. Die TSI
gingen den nationalen Bestimmungen gemass Art. 15b Abs. 3 EBV vor, so-
weit keine Abweichungen von den TSI bewilligt worden seien oder Sonder-
falle vorlagen. Die Vorinstanz habe der ERA weder eine Abweichung noti-
fiziert noch liege ein Sonderfall vor. Aufgrund des LVA dirfe die Schweiz
grundsatzlich keine Massnahmen unilateral einfiihren, welche die Interope-
rabilitdt des europaischen Giuterverkehrs gefahrdeten. Die Vorinstanz
greife direkt in die bestehende Interoperabilitat ein, ohne dass eine rechtli-
che Grundlage bestehe. Richtigerweise waren fur die Einflhrung neuer
Vorschriften die unter dem LVA festgelegten Wege zu beschreiten gewe-
sen. Die Massnahmen seien daher rechtswidrig.

3.2 Die Vorinstanz fihrt aus, basierend auf dem Prinzip der Interoperabili-
tat sei die gegebene Gefahr von Radbriichen grundsatzlich international
anzugehen, um nationale Losungen zu vermeiden. In diesem Sinne habe
sie die Einberufung eines JNS-Verfahrens beantragt und die Arbeiten der
im Verfahren eingesetzten Task Force aktiv mitgepragt. Doch gebe es
keine international harmonisierten Massnahmen, welche die vorhandene
Gefahr zeitnah beseitigen wirden. Basierend auf einer Einschatzung des
Risikos sehe sie sich als nationale Sicherheitsbehorde verpflichtet, in ihrem
Zustandigkeitsbereich selbst zu handeln. Dazu habe sie mehrere Mass-
nahmen entwickelt, welche die von den einzelnen Unternehmen getroffe-
nen Massnahmen moglichst ablosen oder erganzen und eine Harmonisie-
rung zumindest auf nationaler Ebene ermdglichen sollen.

Interoperabilitat sei nur im Rahmen einer gewabhrleisteten Sicherheit mog-
lich. Zu einer Beeintrachtigung komme es nicht durch die zur Sicherheit
verfugten Mindestmassnahmen, sondern dadurch, dass ausserhalb der
Schweiz Wagen weiterbetrieben wirden, welche die Sicherheit nicht ge-
wahrleisteten. Auch die Versorgungssicherheit kdnne nur mit sicheren Zu-
gen verwirklicht werden.
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3.3

3.3.1 Den grenziberschreitenden Schienenverkehr regelt im bilateralen
Verhaltnis zwischen der Schweiz und der EU das Landverkehrsabkommen
(LVA). Das LVA ermdglicht insbesondere den freien Netzzugang fir Eisen-
bahnunternehmen (Art. 24 ff.), sieht eine koordinierte Verkehrspolitik der
Vertragsparteien (Art. 30 ff.) und eine Harmonisierung von technischen
und betrieblichen Vorschriften vor. Teil des Abkommens sind die in dessen
Anhang 1 bezeichneten Rechtsakte der EU. Die Schweiz hat die erforder-
lichen Massnahmen zu treffen, damit in den gegenseitigen Beziehungen
gleichwertige Rechte und Pflichten gelten wie in den in Anhang | aufgelis-
teten Rechtsakten (Art. 52 Abs. 6 LVA); sie hat diesen Regeln gleichwertige
Rechtsvorschriften anzuwenden (Anhang | Ingress). Das Abkommen ver-
pflichtet die Schweiz nicht zur Ubernahme des gemeinschaftlichen Besitz-
stands (acquis communautaire), sondern dazu, ihre Rechtsvorschriften de-
nen der Europaischen Union gleichwertig zu gestalten (Urteil des BGer
2C _258/2025 vom 8. Januar 2026 E. 5.1 m.H.). Sie hat sich zudem aller
Massnahmen zu enthalten, welche die Verwirklichung der im Abkommen
enthaltenen Ziele gefahrden kdnnten (Art. 49 Abs. 2 LVA).

Auf der Grundlage des LVA besteht ein Gemischter Ausschuss mit der Be-
zeichnung «Gemischter Landverkehrsausschuss Gemeinschaft/Schweiz»
(nachfolgend: Gemischter Landverkehrsausschuss), welcher sich aus Ver-
tretern der Vertragsparteien zusammensetzt. Er ist fur die Verwaltung und
ordnungsgemasse Anwendung des LVA zustandig, spricht Empfehlungen
aus und trifft Beschlisse in den vorgesehenen Fallen (Art. 51 LVA). Das
LVA sieht weiter ein Verfahren daflr vor, dass eine Vertragspartei neue
Rechtsvorschriften in einem Bereich ausgearbeitet hat, fir den das Abkom-
men gilt, oder sie solche Vorschriften andert. Es enthalt diesbezlglich eine
Konsultations- und Notifikationspflicht der Parteien und den weiteren Ab-
lauf mit den Handlungs- und Beschlusskompetenzen des Gemischten
Landverkehrsausschusses (Art. 52 Abs. 2 ff. LVA; vgl. Botschaft zur Ge-
nehmigung der sektoriellen Abkommen zwischen der Schweiz und der EG
vom 23. Juni 1999, BBI 1999 6128, 6280 ff.). Auf Verlangen einer Vertrags-
partei erfolgt im Gemischten Landverkehrsausschuss ein Meinungsaus-
tausch zu den Auswirkungen der Anderungen (Art. 52 Abs. 3 LVA). Dieser
kann die Vereinbarkeit der Bestimmungen mit dem LVA feststellen. Sieht
er das neue Recht hingegen als Anderung des Abkommens an, beschliesst
er entweder die entsprechende Anderung der Anhiénge des LVA oder
schlagt die Anderung der Bestimmungen des LVA vor. Als weitere Option
kann er andere Massnahmen beschliessen, die das ordnungsgemasse
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Funktionieren des Abkommens gewahrleisten (Art. 52 Abs. 4 LVA; vgl. Bot-
schaft des Bundesrates vom 20. Oktober 2010 zum zweiten Schritt der
Bahnreform 2 [nachfolgend: Botschaft zur Bahnreform 2], BBl 2011 911,
954; ROLF H. WEBER/MAX FRIEDLI, Abkommen Uber den Guter- und Perso-
nenverkehr auf Schiene und Strasse, in: Thirer/Weber/Zach [Hrsg.], Bila-
terale Vertrage Schweiz — EG, Ein Handbuch, 2002, S. 426 f.).

Gemass Art. 6 des Beschlusses Nr. 2/2019 vom 13. Dezember 2019 des
Gemischten Landverkehrsausschusses zu den Ubergangsmassnahmen
zur Aufrechterhaltung eines reibungslosen Eisenbahnverkehrs zwischen
der Schweiz und der Europaischen Union (SR 0.740.726; nachfolgend: Be-
schluss Nr. 2/2019) kénnen die nationalen Vorschriften und die Sonderfalle
der Schweiz die Anforderungen der Europaischen Union erganzen oder
von diesen abweichen, soweit diese Vorschriften oder Sonderfalle unter
anderem die technischen Parameter der Teilsysteme oder die betrieblichen
Aspekte betreffen (Ziff. 1). Die Schweiz hat diese der ERA gemass Art. 6
Ziff. 2 des Beschlusses zu notifizieren zwecks Veroffentlichung tber das
IT-System nach Art. 27 der Verordnung (EU) 2016/796 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 Uber die Eisenbahnagentur
der Europaischen Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 881/2004 (ABI. L 138 vom 26. Mai 2016, nachfolgend: Verordnung
2016/796; ebenso Art. 6 des Beschlusses Nr. 2/2020 des Gemischten
Landverkehrsausschusses vom 11. Dezember 2020; Beschllisse abrufbar
unter www.fedlex.admin.ch > Rechtssammlung zu den sektoriellen Abkom-
men EU > Beschllisse der gemischten Ausschiisse > 6. Landverkehr, be-
sucht am 11. August 2026). Vorschriften und Sonderfélle sind zudem im
Anhang | des Abkommens aufgefiihrt.

3.3.2 Mit dem zweiten Schritt der Bahnreform 2 hat die Schweiz die Richt-
linie 2008/57/EG des Europaischen Parlaments und Rates vom 17. Juni
2008 uber die Interoperabilitat des Eisenbahnsystems in der Gemeinschaft
(ABI. L 191/1 vom 18. Juli 2008) ubernommen (vgl. dazu die Botschaft zur
Bahnreform 2, BBI 2011 911 ff.). Mit dem Begriff Interoperabilitat ist der si-
chere und durchgehende Zugverkehr im europaischen Eisenbahnsystem
mit den dafur erforderlichen technischen und betrieblichen Voraussetzun-
gen gemeint (vgl. Art. 23a EBG; Art. 2 Ziff. 2 der Interoperabilitatsrichtlinie
2016/797). Mit der Ubernahme der Richtlinie 2008/57/EG per 1. Juli 2013
wurde das EBG um den neuen Abschnitt 7a «Interoperabilitat mit dem eu-
ropaischen Eisenbahnsystem» (AS 2012 5619) und die EBV mit einem
neuen Kapitel 1a «Interoperabilitdt» erganzt (AS 2013 1659). Gemass
Art. 23f Abs. 1 EBG der damaligen Fassung hatte der Bundesrat unter
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Bericksichtigung des internationalen Rechts die grundlegenden Anforde-
rungen und technischen Ausflihrungsbestimmungen fir Teilsysteme und
Interoperabilitatskomponenten festzulegen. In der EBV erliess der Bundes-
rat Vorschriften Gber den Bau und Betrieb der interoperablen Fahrzeuge,
d.h. derjenigen Fahrzeuge, die auf interoperablen (normalspurigen) Stre-
cken eingesetzt werden (vgl. Art. 48 Abs. 1 EBV). Er erklarte dabei die von
der Europaischen Kommission erlassenen technischen Spezifikationen flr
die Interoperabilitat (TSI) fur verbindlich (Art. 15a Abs. 1 Bst. b EBV i.V.m.
Art. 15b Abs. 2 EBV und Anhang 7 der damaligen EBV; vgl. Urteil des BGer
2C _26/2019 vom 22. Dezember 2021 E. 6.1, E. 7.2). Soweit keine Sonder-
falle vorliegen oder Abweichungen von den TSI bewilligt wurden, gehen die
TSI den Ubrigen Bestimmungen der EBV vor (Art. 15b Abs. 3 EBV).

Die Richtlinie 2008/57/EG wurde durch die Interoperabilitatsrichtlinie
2016/797 ersetzt. Seit dem 1. Dezember 2019 sieht Art. 15b Abs. 1 EBV
vor, dass sich die grundlegenden Anforderungen an das Eisenbahnsystem,
Teilsysteme und Interoperabilitaitskomponenten einschliesslich der Schnitt-
stellen nach Anhang lll dieser Richtlinie richten (AS 2019 3571).

3.3.3 Mit der Umsetzung der technischen Saule des 4. EU-Eisenbahnpa-
kets wurden die genannten Abschnitte des EBG und der EBV zur Interope-
rabilitat revidiert und die Anderungen auf den 1. Juli 2024 in Kraft gesetzt
(AS 2024 152; AS 2024 181; Botschaft zu einer Anderung des Eisenbahn-
gesetzes [Umsetzung der technischen Saule des 4. EU-Eisenbahnpakets]
vom 22. Februar 2023 [nachfolgend: Botschaft 2023], BBI 2023 703). Die
technische Saule des 4. EU-Eisenbahnpakets besteht aus der Eisenbahn-
sicherheitsrichtlinie 2016/798, der Interoperabilitatsrichtlinie 2016/797 und
der Verordnung 2016/796. Im Zentrum stehen unter anderem die Interope-
rabilitdt des Eisenbahnsystems in der EU, die Sicherheit der Eisenbahn
sowie die Optimierung der Zusammenarbeit der ERA und der nationalen
Sicherheitsbehdrden bei der Weiterentwicklung der Regelwerke (Botschaft
2023, BBI 2023 703, S. 4 und S. 24; zu den erweiterten Aufgaben der ERA
bei den Fahrzeug-Zulassungen: S. 12).

Die relevante landesrechtliche Umsetzung beruht auf den Grundiberle-
gungen, dass das Schweizer Normalspurnetz einen Teil des europaischen
interoperablen Eisenbahnnetzes bildet und normalspurige Schweizer Ei-
senbahnfahrzeuge interoperabel sein sollen. Die Vereinheitlichung des
technisch-betrieblichen Eisenbahnstandards soll fiir die Normalspur zum
einen mit dem Ziel des moglichst weit gehenden Abbaus nationaler Vor-
schriften mithilfe der — auch in der Schweiz geltenden — TSI verfolgt
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werden. Zum andern kann die Schweiz fur ihr normalspuriges Streckennetz
gestitzt auf die erwahnten Beschlisse Nrn. 2/2019 und 2/2020 des Ge-
mischten Ausschusses (vgl. E. 3.3.1) nationale technische Regeln und
Sonderfalle spezifizieren und der EU notifizieren. An der Schaffung von
Regelungen im Schweizer Recht, die den erlassenen EU-Regelungen
gleichwertig sind, sollte vor diesem Hintergrund festgehalten und das Ver-
fahren zur Anderung der technisch-betrieblichen Vorschriften optimiert
werden (zum Ganzen Botschaft 2023, BBI 2023 703, S. 11 f.).

3.3.4 Damit verbunden waren zwei die Vorinstanz betreffende Neuerun-
gen. Sie wurde mit der Anderung des EBG und der EBV fiir zustandig er-
klart, unter Berlcksichtigung des internationalen Rechts die technischen
und betrieblichen Ausfliihrungsbestimmungen fir Teilsysteme und Intero-
perabilititskomponenten zu erlassen (Art. 23f Abs. 3 Bst.a EBG und
Art. 15b Abs. 2 Bst. a EBV). Mit den technischen Ausflihrungsbestimmun-
gen hatte der Gesetzgeber insbesondere auch die TSI im Blick, die von der
Europaischen Kommission erlassen werden (Botschaft 2023, BBI 2023
703, S. 18). Entsprechende Regelungen erliess die Vorinstanz in ihrer Ver-
ordnung Uber die Ausflihrungsbestimmungen zur Eisenbahnverordnung
vom 17. Mai 2024 (AB-EBV, SR 742.141.11; publiziert durch Verweis; ab-
rufbar unter www.bav.admin.ch > Rechtliches > Weitere Rechtsgrundlagen
und Vorschriften > Ausfihrungsbestimmungen zur EBV). Gemass AB 15b
der AB-EBV gelten als technische und betriebliche Ausfiihrungsbestim-
mungen fiur Teilsysteme und Interoperabilititskomponenten die in Anhang
Nr. 6 der AB-EBV aufgefiihrten TSI. Diese flr gultig erklarten TSI sind da-
mit, statt zuvor im aufgehobenen Anhang 7 der EBV, im Anhang Nr. 6 der
AB-EBV verankert und weiterhin verbindlich (vgl. auch Botschaft 2023, BBI
2023 703, S. 18 und die Erlauterungen in: BAV, Weiterentwicklung der Aus-
fuhrungsbestimmungen zur Eisenbahnverordnung, Ubersicht wichtige An-
derungen in den Artikeln vom 21.Mai 2024, S.2 [abrufbar unter
www.bav.admin.ch > Rechtliches > Weitere Rechtsgrundlagen und Vor-
schriften > Ausfihrungsbestimmungen zur EBV]).

Ebenfalls wurde die Vorinstanz gemass Art. 23f Abs. 3 Bst. b EBG als be-
fugt erklart, diejenigen Bestimmungen unter Berticksichtigung des interna-
tionalen Rechts zu erlassen, die in Ergdnzung oder Abweichung von den
TSI gelten; sie notifiziert diese der Europaischen Kommission und meldet
ihr Teile des Eisenbahnsystems, fur die in den TSI besondere Vorkehrun-
gen vorubergehender oder dauerhafter Art erforderlich sind. Gemass
Art. 15b Abs. 2 Bst. b EBV erlasst sie in den Fallen nach Art. 13 Abs. 2 der
Interoperabilitatsrichtlinie 2016/797 die nationalen Vorschriften fiir die
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Einhaltung der grundlegenden Anforderungen. Zu diesen Fallen gehért bei-
spielsweise, dass grundlegende Anforderungen in den TSI nicht oder nicht
vollstandig behandelt werden, nationale Vorschriften als vorlaufige dringli-
che Praventionsmassnahme, insbesondere nach einem Unfall, gelten sol-
len, oder dass ein Sonderfall die Anwendung technischer Vorschriften, die
in der einschlagigen TSI nicht enthalten sind, erfordert (vgl. Art. 13 Abs. 2
Bst. a, ¢ und f der Interoperabilitatsrichtlinie 2016/797; vgl. auch deren
Art. 14 Abs. 4 und Abs. 7). Beim Begriff «Sonderfall» geht es um jeden Teil
des Eisenbahnsystems, der in den TSI besonderer Vorkehren voriberge-
hender oder dauerhafter Art bedarf, da geografische, topografische, stad-
tebauliche oder die Koharenz mit dem bestehenden System betreffende
Zwange vorliegen (vgl. Art. 2 Ziff. 13 der Interoperabilitatsrichtlinie
2016/797; Urteil des BGer 2C_26/2019 vom 22. Dezember 2021 E. 7.3.1).
Demgemass ist die Vorinstanz daflir zustandig, von den TSI abweichende
und erganzende nationale Vorschriften bzw. Sonderfalle zu spezifizieren
und der EU zu notifizieren (Botschaft 2023, BBI 2023 703, S. 18, vgl. auch
Art. 48 Abs. 3 EBV und die veroffentlichten nationalen technischen Vor-
schriften [«NNTV»] und Sonderfalle unter www.bav.admin.ch > Rechtliches
> Weitere Rechtsgrundlagen und Vorschriften > Notifizierte Nationale Tech-
nische Vorschriften, besucht am 11. August 2026).

Bei diesen Befugnissen der Vorinstanz gemass Art. 23f Abs. 3 Bst. aund b
EBG handelt es sich um eine direkte gesetzliche Ubertragung von Rechts-
setzungsbefugnissen an ein Amt (die Vorinstanz) mit der einschrankenden
Uberlegung, dass sich die Regelungen der Vorinstanz im Rahmen des LVA
sowie der Vorgaben des EBG und der EBV bewegen missen (Botschaft
2023, BBI 2023 703, S. 25 mit Verweis auf Art. 48 Abs. 2 des Regierungs-
und Verwaltungsorganisationsgesetzes [RVOG, SR172.010]).

3.3.5In Anhang | des LVA enthalten ist die von der Beschwerdefiihrerin
angerufene Interoperabilitatsrichtlinie 2016/797 der EU. Diese legt die Be-
dingungen zur Verwirklichung der Interoperabilitdt des Eisenbahnsystems
fest, um ein optimales Mass an technischer Harmonisierung festzusetzen,
Eisenbahnverkehrsdienste zu erleichtern und zur Verwirklichung des ein-
heitlichen europaischen Eisenbahnraums und zur schrittweisen Vollen-
dung des Binnenmarkts beizutragen (Art. 1). Dazu dienen insbesondere
die einheitlichen technischen Spezifikationen fur die Interoperabilitat (TSI),
welche die Europaische Kommission fur die in Anhang Il aufgefiihrten Teil-
systeme — so auch fir Fahrzeuge wie zum Beispiel Glterwagen — erstellt
hat (Art. 4). Die Interoperabilitatsrichtlinie 2016/797 sieht grundséatzlich den
freien Verkehr der Fahrzeuge vor, die mit den grundlegenden
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harmonisierten Anforderungen tbereinstimmen (Art. 12). Weiter regelt sie,
in welchen Fallen nationale Vorschriften flr die Einhaltung der Anforderun-
gen gelten kénnen oder neu festgelegt und den europaischen Behdrden
notifiziert werden kénnen (Art. 13 und Art. 14). Neue Vorschriften kénnen
die Mitgliedstaaten festlegen, wenn eine TSI nicht in vollem Umfang den
grundlegenden Anforderungen entspricht sowie als dringliche Praventions-
massnahme (Art. 14 Abs. 4 und Abs. 7).

Zu den TSI fur Teilsysteme gehdort die von der Beschwerdefiihrerin ange-
rufene Verordnung (EU) Nr. 321/2013 der Kommission vom 13. Marz 2013
Uber die technische Spezifikation fiir die Interoperabilitat des Teilsystems
«Fahrzeuge — Guterwagen» des Eisenbahnsystems in der Europaischen
Union und zur Aufhebung der Entscheidung 2006/861/EG der Kommission
(ABI. L 104 vom 12. April 2013, S. 1; zuletzt gedndert durch die Durchfiih-
rungsverordnung [EU] 2023/1694 der Kommission vom 10. August 2023,
ABI. L 222 vom 8. September 2023, S. 88 [nachfolgend: TSI Guterwagen]).
Die TSI Guterwagen ist in Anhang | des LVA aufgeflihrt. Sie ist weiter unter
den Spezifikationen gemass Anhang Nr. 6 der AB-EBV aufgefiihrt und wird
damit durch das nationale Eisenbahnrecht ausdrucklich fur verbindlich er-
klart (E. 3.3.4).

Inhalt der TSI Giterwagen sind nach deren Anhang Ziff. 1.3 die grundle-
genden Anforderungen fir die darin geregelten Glterwagen und die
Schnittstellen zu anderen Teilsystemen (Kapitel 3), die funktionellen und
technischen Spezifikationen, denen die Glterwagen und Schnittstellen zu
entsprechen haben (Kapitel 4), die Interoperabilitatskomponenten, die zur
Verwirklichung der Interoperabilitdt Gegenstand von europaischen Spezifi-
kationen und Normen sein mussen (Kapitel 5), darunter die Radsatze, Ra-
der und das Reibungselement («Bremsklotzy) fir laufflachengebremste
Rader (Anhang, Abschnitt 5.3.2 ff.), sowie die Verfahren, die zur Bewertung
der Konformitat oder der Gebrauchstauglichkeit der Interoperabilitadtskom-
ponenten zu verwenden sind (Kapitel 6; fir Radsatze, Rader und Rei-
bungselemente fir laufflachengebremste Rader: Abschnitte 6.1.2.2 ff. und
Anlage D, Indices 10 f. mit den aufgefihrten Europaischen Normen [EN]).

Die TSI Guterwagen regelt unter anderem die erforderlichen Eigenschaften
der Radséatze und Rader sowie Vorgaben an die Bremsen einschliesslich
der thermischen Belastbarkeit (Anhang, Abschnitte 4.2.3.6.2 ff. und 4.2.4).
Die Radsatze und die Rader mussen zur Interoperabilitat die geometri-
schen, mechanischen und thermomechanischen Anforderungen der TSI
Guterwagen mit den darin definierten Werten erfullen (vgl. Anhang,
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Abschnitte 4.2.3.6.2 f., 5.1 und 5.3.2 f.). Weiter enthalten die TSI Giterwa-
gen Vorschriften zur Instandhaltung der Wagen (Anhang, Abschnitt 4.5).

3.3.6 Betreffend die Instandhaltung der Glterwagen gilt nach dem schwei-
zerischen Recht (Art. 5/ Abs. 1 Bst. b EBV) zudem, dass die daflr verant-
wortliche Stelle (Art. 17b EBG) fur Fahrzeuge, die auf interoperablen Stre-
cken eingesetzt werden, zertifiziert sein muss durch eine Zertifizierungs-
stelle nach der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/779 der Kommission
vom 16. Mai 2019 mit Durchfihrungsbestimmungen fir ein System zur
Zertifizierung von fur die Instandhaltung von Fahrzeugen zustandigen Stel-
len gemass der Richtlinie (EU) 2016/798 des Europaischen Parlaments
und des Rates (ABI. L 139 | vom 27. Mai 2019, S. 360; nachfolgend: Durch-
fuhrungsverordnung 2019/779). Die Durchflihrungsverordnung 2019/779
findet sich ebenfalls im Anhang | des LVA. Mit dem Zertifizierungssystem
wird nachgewiesen, dass die zustandige Stelle ein anforderungsgemasses
Instandhaltungssystem eingefiihrt hat, um den sicheren Betriebszustand
jedes Fahrzeugs sicherzustellen. Sinn des Systems ist, dass gleiche Rah-
menbedingungen flr alle instandhaltungsverantwortlichen Stellen gelten
sollen, indem europaweit dieselben Anforderungen und Voraussetzungen
fur die Zertifizierung Anwendung finden. Die harmonisierte Zertifizierung
verhindert grundsatzlich divergierende nationale Sicherheitsanforderun-
gen, die den grenziberschreitenden Einsatz von Glterwagen im europai-
schen Eisenbahnnetz beeintrachtigen (vgl. Art. 14 Abs. 4 und 6 ff. der Ei-
senbahnsicherheitsrichtlinie 2016/798 und Erw. 1 ff., Art. 3 und Anhang Il
der Durchfiihrungsverordnung EU 2019/779). Die verantwortliche Stelle
muss ein Instandhaltungssystem betreiben, das den Anforderungen von
Art. 14 Abs. 2f. sowie Anhang Il der Eisenbahnsicherheitsrichtlinie
2016/798 sowie Anhang Il der Durchflihrungsverordnung 2019/779 ent-
spricht (Art. 5j Abs. 1 Bst. a EBV).

3.4 Gemass dem Ausgeflhrten erklart das schweizerische Eisenbahnrecht
die vereinheitlichten technischen Spezifikationen und Instandhaltungsvor-
schriften der EU mit dem Zweck, dass Guterwagen grenzuberschreitend
und ohne technische Anpassungen fir Transporte im gesamten europai-
schen Markt eingesetzt werden kénnen, fiir verbindlich. Die angefochtenen
Massnahmen tangieren deren interoperabilitdtsrelevanten Regelungsbe-
reich, indem sie die Eigenschaften von Radern bzw. von Radséatzen betref-
fen. Vorliegend beinhalten sie Anordnungen, die von den vereinheitlichten
Vorgaben abweichen, oder zumindest zusatzliche Pflichten fur die Wagen-
halter und instandhaltungsverantwortlichen Stellen im Verhaltnis zu den
verbindlich tUbernommenen Regelungen schaffen. Diese sehen namentlich
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keinen minimalen Radsatzdurchmesser von 864 mm fir bestimmte Rad-
satztypen und keine fest nach einer bestimmten Kilometerleistung und
nach Bremssohlentyp definierten Intervalle fir die technische Untersu-
chung der Rader vor, wie sie die Vorinstanz verfiigt hat. Die Massnahmen
stehen somit materiell im Widerspruch zu den geltenden Ausflihrungsbe-
stimmungen des Eisenbahnrechts Uber die Interoperabilitat der Glterwa-
gen — insbesondere zu AB 15b in Verbindung mit Anhang 6 der AB-EBV,
welcher die TSI Giterwagen fir massgebend erklart.

3.5 Das bilaterale Staatsvertragsrecht und innerstaatliche Recht sehen,
wie erwahnt, die Mdglichkeit vor, in gewissen Fallen nach den dafir vorge-
sehenen Normen von den vereinheitlichten technischen Spezifikationen
abweichende oder erganzende nationale Vorschriften zu erlassen bzw.
Sonderfalle zu regeln (E. 3.3.1, E. 3.3.3 ff.). Diese Mdglichkeit erscheint
auch in der vorliegenden Sache nicht von Vornherein ausgeschlossen. Die
Vorinstanz ist dafiir im genannten Rahmen, wie fiir den Erlass und die An-
derung der technischen Ausfihrungsbestimmungen, die gesetzlich be-
zeichnete Behorde (E. 3.3.4). In der Begriindung der verfligten Massnah-
men aussert sie sich jedoch nicht naher zu deren Vereinbarkeit mit den
eisenbahnrechtlichen Bestimmungen der Schweiz zur Interoperabilitat und
den staatsvertraglichen Verpflichtungen. Es sind keine Gberprifbaren Aus-
flihrungen dazu vorhanden, gestiitzt auf welche Rechtsgrundlage und Vor-
aussetzungen von den geltenden Bestimmungen abgewichen wird. Es ist
weiter nicht erkennbar, dass die Vorinstanz, wie es die genannten Rechts-
grundlagen nach einem geregelten Ablauf vorsehen, nationale Vorschriften
oder Sonderfalle festgelegt und der EU zur Verdffentlichung nach Art. 27
der Verordnung 2016/796 notifiziert hat (vgl. die veréffentlichten Vorschrif-
ten und Sonderfalle unter www.bav.admin.ch > Rechtliches > Weitere
Rechtsgrundlagen und Vorschriften > Notifizierte Nationale Technische
Vorschriften; Urteil des BGer 2C_26/2019 vom 22. Dezember 2021 E. 7.4).

Demnach entspricht die Anordnung der Massnahmen, wie sie vorliegend
abweichend von den Regeln zur Interoperabilitat erfolgt ist, nicht dem ge-
setzlich und staatsvertraglich festgelegten Vorgehen.

3.6 Aus Dispositiv und Begrindung der angefochtenen Verfiigung ergibt
sich ferner nicht, dass es sich um nur vorlaufige nationale Sicherheitsmass-
nahmen handeln wirde, welche die nationalen Aufsichtsbehérden nach
dem europaischen Recht im Fall eines schwerwiegenden Sicherheitsrisi-
kos unter bestimmten Bedingungen und Verfahrensablaufen treffen kén-
nen (vgl. Art. 17 Abs. 6 Eisenbahnsicherheitsrichtlinie 2016/798; Art. 26
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Abs. 3 Interoperabilitatsrichtlinie 2016/797). Die Allgemeinverfligung ent-
halt weder verbindlich eine zeitliche Befristung bzw. Begrenzung der
Massnahmen noch ergibt sich diese aus dem Inhalt der Massnahmen. Im
Gegenteil ordnet die Verfligung Umsetzungsfristen ohne eine entspre-
chende Einschrankung an (Dispositiv-Ziffern 6 und 7). Auch ist aus der Ver-
figung nicht ersichtlich, ob und gestitzt auf welche Norm die verfligten
Massnahmen, die nach den Vorbringen der Beschwerdefihrerin von er-
heblicher Tragweite sind, voribergehend angeordnet werden kdnnten.

4.

4.1 Zusammenfassend entsprechen die angefochtenen Massnahmen
nicht den geltenden Ausfluhrungsbestimmungen zur Interoperabilitat von
Guterwagen und mussen deshalb aufgehoben werden. Die Beschwerden
sind somit gutzuheissen, soweit das vereinigte Verfahren nicht als gegen-
standslos abzuschreiben ist, und die Dispositiv-Ziffern 2 bis 13 der Verfi-
gung vom 23. Oktober 2025 sind aufzuheben.

Die Sache ist an die Vorinstanz als Fachbehdrde fur den sicheren Eisen-
bahnverkehr zuriickzuweisen (vgl. Art. 61 Abs. 1 VWVG; BGE 131 V 407
E. 2.1.1; Urteil des BVGer A-215/2021 vom 21. Marz 2023 E. 4.7), zur Pru-
fung, ob, gegebenenfalls in welchem Umfang und welcher Handlungsform
sie innerhalb ihres Spielraums nationale Anforderungen an Guterwagen
nach den dargelegten Rechtsgrundlagen und dem darin geregelten Ablauf
festsetzen kann. Falls die Vorinstanz zum Schluss kommt, sie habe erneut
eine (Allgemein-)Verfuigung zu erlassen, ist darauf zu achten, dass deren
Begrindung, anders als vorliegend, eine klare Angabe der angewandten
Rechtsgrundlagen enthalt und die Er6ffnung unter Wahrung der geltenden
Formvorschriften erfolgt (Art. 34 ff. VWVG; vgl. vorne, E. 1.2.6).

Dabei sind auch die neuen, vor kurzem veroffentlichten Empfehlungen der
EU zu bertcksichtigen (vorne, Bst. S). Unter dem Aspekt der Koordination
ist beim weiteren Vorgehen zu bedenken, dass sich der Gemischte Land-
verkehrsausschuss (vgl. E. 3.3.1) ebenfalls mit den Massnahmen befasst
und allenfalls einheitliche Vorschriften fir die Risikokontrolle auf der euro-
paischen Ebene ausgearbeitet werden (Medienmitteilung vom 26. Juni
2026, abrufbar unter www.bav.admin.ch > Medienmitteilungen, besucht am
11. August 2026).

4.2 Bei diesem Ergebnis eribrigt es sich, die weiteren Rigen der Besch-
werdeflhrerin zu beurteilen. Ebenfalls kann darauf verzichtet werden, ihren
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prozessualen Antragen auf das Einholen von Sachverstandigengutachten
sowie auf Befragung der bezeichneten Personen Folge zu leisten. Diese
Beweismittel blieben ohne Einfluss auf den Verfahrensausgang.

5.
Abschliessend ist Uber die Kosten- und Entschadigungsfolgen des Be-
schwerdeverfahrens zu befinden.

5.1 Die Verfahrenskosten sind in der Regel der unterliegenden Partei auf-
zuerlegen (Art. 63 Abs. 1 VWVG). Eine Ruckweisung mit offenem Verfah-
rensausgang gilt nach der Praxis als (volles) Obsiegen (statt vieler Urteil
des BVGer A-4729/2020 vom 24. November 2022 E. 8.2). Im Umfang der
Gegenstandslosigkeit des Beschwerdeverfahrens (vorne, E. 1.5.2) werden
die Verfahrenskosten in der Regel jener Partei auferlegt, deren Verhalten
die Gegenstandslosigkeit bewirkt hat (Art. 5 des Reglements Uber die Kos-
ten und Entschadigungen vor dem Bundesverwaltungsgericht [VGKE,
SR 173.320.2]). Welche Partei dies ist, bestimmt sich nach materiellen Kri-
terien, nicht danach, wer die formelle Prozesshandlung vornimmt, die zur
Abschreibung unmittelbar Anlass gibt (statt vieler Urteil des BVGer
A-615/2023 vom 10. Juli 2024 E. 9.1.2 m.H.). Vorliegend ist die eingetre-
tene Gegenstandslosigkeit der Vorinstanz zuzurechnen, da sie die Verfu-
gungen vom 11. September 2025 und 9. Oktober 2025 aufgrund besserer
Erkenntnisse zur Umsetzbarkeit der Massnahmen in Wiedererwagung zog
(vgl. Urteil des BGer 8C_60/2010 vom 4. Mai 2010 E. 4.2.1). Doch sind ihr
als Bundesbehoérde weder im Umfang der Gegenstandslosigkeit noch im
Umfang des Unterliegens Verfahrenskosten aufzuerlegen (Art. 63 Abs. 2
VwVG). Keine Kosten hat auch die Beschwerdeflhrerin zu tragen, welche
die Gegenstandlosigkeit nicht verursacht hat und, soweit das Verfahren
nicht gegenstandslos geworden ist, obsiegt. Demnach sind keine Verfah-
renskosten zu erheben. Der Beschwerdefihrerin ist der im Verfahren
A-7816/2025 geleistete Kostenvorschuss von Fr. 30'000.-- nach Eintritt der
Rechtskraft dieses Urteils zurtickzuerstatten.

5.2
5.2.1 Weiter hat die Vorinstanz der Beschwerdefiihrerin eine Parteient-
schadigung fur ihr erwachsene notwendige und verhaltnismassig hohe

Kosten zu bezahlen (Art. 64 Abs. 1 VWVG; Art. 5i.V.m. Art. 15 VGKE).

Das Bundesverwaltungsgericht legt die Parteientschadigung aufgrund der
eingereichten Kostennote oder, wenn keine Kostennote eingereicht wird,
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aufgrund der Akten fest (Art. 14 Abs. 2 VGKE). Das Anwaltshonorar wird
nach dem notwendigen Zeitaufwand des Vertreters oder der Vertreterin be-
messen, wobei der Stundenansatz fur Anwéalte und Anwaltinnen mindes-
tens 200 und hdchstens 400 Franken betragt (Art. 10 Abs. 1 und 2 VGKE).

Wird eine Kostennote eingereicht, ist zu prifen, ob die Kosten als notwen-
dig anerkannt werden koénnen, d.h. sie im Zeitpunkt der Kostenaufwendung
zur sachgerechten und wirksamen Rechtsverfolgung unerlasslich erschei-
nen (vgl. BGE 131 1l 200 E. 7.2). Dabei steht dem Bundesverwaltungsge-
richt ein erheblicher Ermessensspielraum zu. Kommt es zum Ergebnis,
dass die Kostennote zu reduzieren ist, kirzt es diese in pauschaler Weise
ohne einlassliche Berechnung (Urteile des BVGer A-5356/2024 vom
21. Méarz 2025 E. 3.1 und A-2790/2021 vom 18. Juni 2024 E. 15.3 m.H.).

5.2.2 Die vorliegend eingereichte Kostennote weist ein Honorar von insge-
samt Fr. 113'920.-- ohne Mehrwertsteuer aus. Die darin veranschlagten
Stundensatze liegen zwischen Fr. 200.-- und Fr. 400.-- fir unterschiedliche
Mitarbeitende und entsprechen damit dem rechtlichen Rahmen. Was den
aufgefihrten Zeitaufwand von insgesamt 361.3 Stunden betrifft, ist zu be-
ricksichtigen, dass die Streitsache in tatsachlicher und rechtlicher Hinsicht
von hoher Komplexitat ist. Unter anderem betreffen die angeordneten
Massnahmen das Verhaltnis des nationalen, staatsvertraglichen und euro-
paischen Rechts sowie eine teilweise sehr technische Materie. Weiter war
der Rechtsvertretung die Sach- und Rechtslage nicht bereits aus einem
vorinstanzlichen Verfahren bekannt. Das Beschwerdeverfahren beinhal-
tete zudem Antrage zum vorsorglichen Rechtsschutz von bedeutender
Tragweite. Sodann zog die Vorinstanz ihre Verfligung zweimal in Wieder-
erwagung, weshalb die Beschwerdeflhrerin mehrere Verfligungen zu pru-
fen hatte und drei Beschwerden verfasste. Diese Umstande rechtfertigen
grundsatzlich einen hohen zeitlichen Aufwand fiir die Beschwerdefuhrung.

Zu berlcksichtigten ist jedoch ebenfalls, dass die drei erlassenen Verfi-
gungen einen weitgehend identischen Inhalt aufweisen und die Wiederer-
wagungen ausschliesslich eine der angeordneten Massnahmen (wagen-
technische Untersuchung) betrafen. Mit Verfiigung vom 9. Oktober 2025
wurde einzig die Umsetzungsfrist angepasst. Ebenso enthalten die drei Be-
schwerden weitgehend dieselben Rugen und Ausflihrungen. Es fand in der
Hauptsache ein (einfacher) Schriftenwechsel von begrenztem Umfang
statt, wobei die Beschwerdefuhrerin Schlussbemerkungen zur Vernehm-
lassung der Vorinstanz erstattete. In Betracht fallt zudem, dass die Stel-
lungnahme der Beschwerdefiihrerin vom 10. November 2025 zur
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Verfahrensabschreibung, zu der sie das Gericht spezifisch aufgefordert
hatte, eine thematisch eng eingegrenzte Frage betraf und sie zusatzliche
Ausflihrungen zur aufschiebenden Wirkung enthalt, die wiederholend auf
die Beschwerde verweisen. Im Ubrigen entstand durch den Beizug von zu-
mindest drei Juristen (Partnerin, Rechtsanwalt, Substitut) teilweise zusatz-
licher Koordinations- und Einarbeitungsaufwand (statt vieler Urteile des
BVGer A-7976/2010 vom 20. Oktober 2011 E. 8.2.4.2 und A-1682/2010
vom 4. Mai 2011 E. 15.3). Aus diesen Griinden kdnnen die aufgefiihrten
Leistungen nicht vollumfanglich im Sinne von Art. 64 Abs. 1 VwWVG als un-
erlasslich bzw. verhaltnismassig hoch erachtet werden. Dies gilt insbeson-
dere fir den Aufwand von rund 139 Stunden fiir die Schlussbemerkungen.
Ebenfalls betrifft dies den — vom 23. Oktober bis 21. November 2025 no-
tierten — Aufwand von rund 49 Stunden fur die dritte Beschwerde vom
21. November 2025 und die Eingabe vom 10. November 2025. Die Kos-
tennote ist daher auf den angemessenen Betrag von Fr. 70'000.-- zu redu-
Zieren.

(Das Dispositiv befindet sich auf der ndchsten Seite.)
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Demnach erkennt das Bundesverwaltungsgericht:

1.

Die Beschwerden werden gutgeheissen, soweit das vereinigte Verfahren
nicht als gegenstandslos abgeschrieben wird. Die Dispositiv-Ziffern 2 bis
13 der Verfliigung der Vorinstanz vom 23. Oktober 2025 werden aufgeho-
ben. Die Sache wird an die Vorinstanz zur weiteren Prifung im Sinne der
Erwagungen zurltickgewiesen.

2.

Es werden keine Verfahrenskosten erhoben. Der Beschwerdefiihrerin wird
der Kostenvorschuss von Fr. 30'000.-- nach Eintritt der Rechtskraft dieses
Urteils zurlickerstattet. Die Beschwerdefliihrerin hat dem Bundesverwal-
tungsgericht ihre Kontoverbindung bekannt zu geben.

3.
Die Vorinstanz hat der Beschwerdeflhrerin nach Eintritt der Rechtskraft

dieses Urteils eine Parteientschadigung von Fr. 70°000.-- zu bezahlen.

4.
Dieses Urteil geht an die Beschwerdefuhrerin, die Vorinstanz und das Ge-
neralsekretariat UVEK.

Fir die Rechtsmittelbelehrung wird auf die nachste Seite verwiesen.

Der vorsitzende Richter: Der Gerichtsschreiber:

Jurg Tiefenthal Thomas Ritter
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Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen nach Eréffnung beim Bun-
desgericht, 1000 Lausanne 14, Beschwerde in 6ffentlich-rechtlichen Ange-
legenheiten gefuhrt werden (Art. 82 ff., 90 ff. und 100 BGG). Die Frist ist
gewahrt, wenn die Beschwerde spatestens am letzten Tag der Frist beim
Bundesgericht eingereicht oder zu dessen Handen der Schweizerischen
Post oder einer schweizerischen diplomatischen oder konsularischen Ver-
tretung Ubergeben worden ist (Art. 48 Abs. 1 BGG). Die Rechtsschrift ist in
einer Amtssprache abzufassen und hat die Begehren, deren Begriindung
mit Angabe der Beweismittel und die Unterschrift zu enthalten. Der ange-
fochtene Entscheid und die Beweismittel sind, soweit sie die beschwerde-
fuhrende Partei in Handen hat, beizulegen (Art. 42 BGG).

Versand:
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Zustellung erfolgt an:

— die Beschwerdefiihrerin (Gerichtsurkunde)
— die Vorinstanz (Ref-Nr. [...]; Einschreiben)
— das Generalsekretariat UVEK (Gerichtsurkunde)
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	A.  Am 10. August 2023 entgleiste der Güterzug Nr. 45016 im Gotthard-Basistunnel. Der Unfall führte zu erheblichen Schäden an Infrastruktur und Rollmaterial sowie zu starken Betriebseinschränkungen durch Reparaturarbeiten für mehr als ein Jahr.
	B.
	B.a Die Schweizerische Sicherheitsuntersuchungsstelle SUST untersuchte dieses Ereignis und veröffentlichte am 22. September 2023 einen Zwischenbericht. Aufgrund der ersten Untersuchungsergebnisse empfahl die SUST dem Bundesamt für Verkehr BAV, bei der...
	B.b Das JNS veröffentlichte am 11. Juli 2024 seinen Abschlussbericht (JNS report Accident Gotthard base tunnel – broken wheels; überarbeitet am 4. April 2025), der unter Mitwirkung von Vertretern der nationalen Sicherheitsbehörden und des Eisenbahnsek...
	B.c Mit Schreiben vom 6. September 2024 wies das BAV die in der Schweiz tätigen Eisenbahnverkehrsunternehmen im Güterverkehr (nachfolgend auch: EVU), die Infrastrukturbetreiberinnen sowie die Halter von Güterwagen und für die Instandhaltung der Wagen ...

	C.  Am 27. Mai 2025 veröffentlichte die SUST ihren Abschlussbericht zum Unfall im Gotthard-Basistunnel. Die SUST hielt im Bericht als Ursache der Entgleisung einen Bruch der Radscheibe als Folge einer thermischen Überbelastung der Radlauffläche fest, ...
	D.  Am 2. Juni 2025 erliessen die Schweizerischen Bundesbahnen SBB, die als Eisenbahnverkehrsunternehmen (SBB Cargo AG) Güterwagen im Eigentum der Wagenhalter befördern, eine Medienmitteilung. Laut dieser unterstützen die SBB die von der SUST empfohle...
	E.
	E.a Am 26. Juni 2025 führte das BAV einen ersten «runden Tisch» mit Akteuren der Branche zur Diskussion möglicher Massnahmen durch. Diese wurden aufgefordert, die aus ihrer Sicht möglichen und sinnvollen kurz- sowie mittelfristigen Massnahmen zur Verb...
	E.b Am 7. August 2025 hielt das BAV einen zweiten runden Tisch mit Akteuren der Branche ab. Es wurden die von diesen eingereichten Massnahmenvorschläge und ein vom BAV erarbeiteter Lösungsweg mit verschiedenen Massnahmen diskutiert.

	F.  Mit Verfügung vom 11. September 2025 erliess das BAV mehrere Massnahmen im Zusammenhang mit der Sicherheit von Güterwagen.
	G.
	G.a Im Nachgang zum Versand der Verfügung fanden Gespräche mit Beteiligten der Branche statt, aus denen das BAV neue Erkenntnisse hinsichtlich der Umsetzbarkeit der Massnahmen, insbesondere betreffend die wagentechnische Untersuchung, erlangte.
	G.b Mit Verfügung vom 9. Oktober 2025 passte das BAV die Umsetzungsfrist für die Massnahme der wagentechnischen Untersuchung an und verlängerte diese Frist bis am 31. Dezember 2026.

	H.  Die X._______ GmbH (nachfolgend: Beschwerdeführerin) erhob am 10. Oktober 2025 gegen die Verfügungen des BAV (nachfolgend: Vorinstanz) vom 11. September 2025 und vom 9. Oktober 2025 zwei Beschwerden beim Bundesverwaltungsgericht (Verfahren A-7816/...
	I.  Ebenfalls am 10. Oktober 2025 erhoben weitere Gesellschaften eine gemeinsame Beschwerde gegen die Verfügung vom 11. September 2025 über welche das Bundesverwaltungsgericht in demselben Zeitpunkt entscheidet (Verfahren A-7839/2025, vereinigt mit A-...
	J.  Mit Zwischenverfügung vom 14. Oktober 2025 wies das Bundesverwaltungsgericht das Gesuch der Beschwerdeführerin um superprovisorische Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde ab.
	K.  Mit Verfügung vom 23. Oktober 2025 hob die Vorinstanz ihre Verfügungen vom 11. September 2025 und vom 9. Oktober 2025 wieder auf (Dispositiv-Ziffer 1). Im Weiteren ordnete sie erneut Sicherheitsmassnahmen an (Dispositiv-Ziffern 2–5). Sie änderte d...
	M.  Mit Zwischenverfügung vom 24. November 2025 hiess das Bundesverwaltungsgericht das Gesuch der Beschwerdeführerin um Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung gut.
	N.  Am 19. Dezember 2025 aktualisierte das JNS seinen Abschlussbericht und publizierte darin Empfehlungen für europaweit harmonisierte Risikokontrollmassnahmen (zugänglich unter www.era.europa.eu > domains > Joint Network Secretariat). Diese beinhalte...
	O.  Mit Vernehmlassung vom 23. Januar 2026 beantragt die Vorinstanz die Abweisung der Beschwerden.
	P.  Mit Verfügung vom 29. Januar 2026 wurden die Beschwerdeverfahren A-7816/2025, A-7842/2025 und A-8992/2025 vereinigt und unter der Verfahrensnummer A-8992/2025 weitergeführt.
	Q.  Am 15. April 2026 reichte die Beschwerdeführerin Schlussbemerkungen ein und hielt an ihren Begehren und Standpunkten fest. Sie führte zudem aus, dass die vorgeschlagenen Massnahmen des JNS, soweit ihre Güterwagen betroffen seien, bereits implement...
	R.  Mit Medienmitteilung vom 12. Mai 2026 teilten die SBB mit, dass vor dem Gotthard-Basistunnel an mehreren Stellen Entgleisungsdetektoren installiert und in Betrieb genommen worden seien.
	S.  Am 7. August 2026 aktualisierte das JNS seinen Abschlussbericht erneut und verschärfte die Empfehlungen (abrufbar unter www.era.europa.eu > domains > Joint Network Secretariat, besucht am 17. August 2026).
	T.  Auf die weiteren Vorbringen der Parteien und die eingereichten Aktenstücke wird, soweit entscheidwesentlich, in den nachfolgenden Erwägungen eingegangen.
	1.  Das Bundesverwaltungsgericht beurteilt gemäss Art. 31 des Verwaltungsgerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005 (VGG, SR 173.32) Beschwerden gegen Verfügungen nach Art. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 20. Dezember 1968 (VwVG, SR 172.021), sofern k...
	1.1 Die Beschwerdeführerin beantragt im Hauptbegehren, es sei festzustellen, dass die Verfügungen betreffend Massnahmen im Zusammenhang mit der Sicherheit von Güterwagen nichtig seien. Zur Begründung macht sie zusammenfassend geltend, die Verfügungen ...
	1.2
	1.2.1 Ein nichtiger Rechtsakt entfaltet keine Rechtswirkungen. Die Rechtsprechung des Bundesgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts geht daher überwiegend davon aus, dass auf eine Beschwerde gegen eine nichtige Verfügung mangels eines tauglichen An...
	1.2.2 Entscheide sind, auch wenn sie fehlerhaft ausfallen, in der Regel nur anfechtbar. Nichtigkeit einer Verfügung wird nur ausnahmsweise angenommen, wenn der ihr anhaftende Mangel besonders schwer ist, wenn er sich als offensichtlich oder zumindest ...
	1.2.3 Die Beschwerdeführerin rügt, eine Allgemeinverfügung, wie sie vorliegend zu beurteilen sei, erfordere wie eine Individualverfügung eine gesetzliche Grundlage. Die in der angefochtenen Verfügung aufgeführten Bestimmungen – Art. 10 des Eisenbahnge...
	1.2.4 Die Vorinstanz führt zur Zuständigkeit aus, sie sei als Aufsichtsbehörde befugt, Massnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit zu erlassen. Sie überwache die Einhaltung der Sicherheitsanforderungen risikoorientiert. Der Aufsicht unterstünden alle...
	1.2.5 Als anfechtbare Verfügungen im Sinne von Art. 5 VwVG gelten individuell-konkrete, autoritative und einseitige Anordnungen der Behörde, die in Anwendung von Verwaltungsrecht ergangen, auf Rechtswirkungen ausgerichtet sowie verbindlich und erzwing...
	1.2.6 Handelte es sich beim angefochtenen Hoheitsakt der Vorinstanz um einen Erlass mit rechtssetzenden Bestimmungen (vgl. Art. 164 Abs. 1 BV), wie die Beschwerdeführerin vorbringt, könnte nicht auf die vorliegende Beschwerde eingetreten werden (zur B...
	1.2.7 Die angefochtenen Massnahmen sind demnach hinsichtlich der Anfechtbarkeit als Allgemeinverfügung zu behandeln, über deren Rechtmässigkeit im Beschwerdeverfahren entschieden werden kann.

	1.3 Weiter zu prüfen ist, ob die Vorinstanz nach den eisenbahnrechtlichen Bestimmungen zuständig war, zu verfügen, oder diese, wie die Beschwerdeführerin rügt, dafür keine hinreichend bestimmte Kompetenz vorsehen.
	1.3.1 Das Legalitätsprinzip gebietet, dass sich jede Behörde innerhalb des Rahmens ihrer Aufgaben und Kompetenzen hält. Die Zuständigkeit bedeutet das Recht und die Pflicht einer Behörde, in einer bestimmten Sache tätig zu werden und insbesondere eine...
	1.3.2 Der Bau und der Betrieb der Eisenbahnen unterstehen der Aufsicht des Bundes (vgl. Art. 87 BV). Art. 10 Abs. 2 EBG legt das BAV als Aufsichtsbehörde fest. Zu seinen Aufgaben als Aufsichtsbehörde gehört unter anderem die Überwachung des Betriebs d...
	1.3.3 Demnach ergibt sich, dass die Vorinstanz grundsätzlich dafür zuständig ist, (Allgemein-)Verfügungen im betroffenen Bereich zu treffen. Gegenstand der Beurteilung in der Sache ist hingegen, ob die Massnahmen rechtmässig erlassen worden sind. Dabe...

	1.4 Als Zwischenergebnis erweist sich die Rüge der Beschwerdeführerin, die Massnahmen seien nichtig, als unbegründet. Damit liegt zum einen ein der Beschwerde unterliegendes Anfechtungsobjekt vor. Zum andern ist das Hauptbegehren der Beschwerdeführeri...
	1.5 Zu beurteilen sind die verbleibenden Sachurteilsvoraussetzungen.
	1.5.1 Die Regelung von Art. 48 Abs. 1 VwVG verlangt, dass die Beschwerde führende Person durch den angefochtenen Entscheid besonders berührt ist und ein schutzwürdiges Interesse an dessen Aufhebung oder Änderung hat. Allgemeinverfügungen werden hinsi...
	1.5.2 Das schutzwürdige Interesse besteht im praktischen Nutzen, der sich ergibt, wenn Beschwerdeführende mit ihrem Anliegen obsiegen und ihre tatsächliche oder rechtliche Situation dadurch unmittelbar beeinflusst werden kann. Das Rechtsschutzinteress...
	1.5.3 Soweit hingegen die angefochtenen Massnahmen nicht mit Verfügung vom 23. Oktober 2025 dahingefallen sind, liegt die Beschwerdelegitimation weiterhin vor. Die Beschwerdeführerin ist im Register der zugelassenen Fahrzeuge gemäss Art. 17b EBG für ...
	1.5.4 Die Sachurteilsvoraussetzungen zur Beurteilung der frist- und formgerecht eingereichten Beschwerden (Art. 50 Abs. 1 und Art. 52 VwVG) sind somit gegeben, soweit das vereinigte Beschwerdeverfahren nicht als gegenstandslos abzuschreiben ist.


	2.  Das Bundesverwaltungsgericht überprüft den angefochtenen Entscheid auf Verletzungen des Bundesrechts – einschliesslich Überschreitung und Missbrauch des Ermessens –, auf unrichtige oder unvollständige Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalt...
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